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Abstract 
 

Der vorliegende Beitrag untersucht den Einfluss von Genderstereoty-

pen und Vergewaltigungsmythen in Sexualstrafprozessen in Deutsch-

land und zeigt die Notwendigkeit von Fortbildungen zur Sensibilisie-

rung für die Justiz auf. Dazu führt der Text zunächst aus gesellschafts-

wissenschaftlicher Perspektive in konzeptionelle Überlegungen zu ge-

schlechtsbezogenen Stereotypen und Vergewaltigungsmythen ein und 

versucht so, den Begriff näher zu umreißen. Anschließend werden völ-

kerrechtliche Regelungen aus der UN-Frauenrechtskonvention und 

der Istanbul-Konvention dargestellt, die Vergewaltigungsmythen als 

ein Hindernis zum Zugang zum Recht für Frauen anerkennen und de-

ren Bekämpfung durch Fortbildungen fordern. Vor dem Hintergrund 

dieser Anforderungen an die Justiz folgt eine Analyse der Situation in 

Deutschland. Diese zeigt zunächst die Rahmenbedingungen des deut-

schen Strafprozessrechts auf und untersucht anschließend exempla-

risch gegenwärtige Strafprozesse von Straftaten gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung. Anhand der Analyse ausgewählter Gerichtsent-

scheidungen und Einstellungsbescheide kann gezeigt werden, dass 

Vergewaltigungsmythen nach wie vor die Rechtspraxis beeinflussen 

und den Zugang zum Recht für Frauen in Deutschland erschweren. 

Anknüpfend an die Ergebnisse der Analyse und an die Anforderungen 

aus den internationalen Vorgaben werden grundlegende Ziele von 

Fortbildungen gegen den Einfluss von Genderstereotypen und Verge-

waltigungsmythen in Sexualstrafprozessen herausgearbeitet sowie 

zentrale Inhalte für dieselben entwickelt. 
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A. Einleitung 
 

Sexualisierte Gewalt und Vergewaltigung sind in Deutschland nach wie 

vor ein Problem. Jede siebte Frau gibt an, seit ihrem 16. Lebensjahr von 

einer strafrechtlich relevanten Form der sexualisierten Gewalt betrof-

fen gewesen zu sein.1 Lediglich acht Prozent dieser Taten werden bei 

der Polizei zur Anzeige gebracht.2 Die Anzeigequote ist damit sehr ge-

ring und nicht vergleichbar mit den Anzeigequoten anderer Straftaten 

wie Raub oder Körperverletzung.3 Die Verurteilungsquote bei Strafta-

ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung liegt zwischen 8 und 13 Pro-

zent.4  

Von der ersten Anzeige bei der Polizei bis zur Verhandlung der Sexu-

alstraftat vor Gericht sind Betroffene häufig mit Fragen danach kon-

frontiert, wie viele Sexualpartner*innen sie bereits hatten, ob sie zum 

Zeitpunkt der Tat Alkohol getrunken hatten, was für Kleidung sie tru-

gen oder warum sie alleine unterwegs waren. Solche Fragen sind Aus-

druck stereotyper Vorstellungen über Vergewaltigung und andere se-

xualisierte Gewalttaten. Sie offenbaren eine vorurteilsbehaftete Vor-

stellung über eine typische Vergewaltigungssituation, in der Frauen5 

nachts von fremden Tätern im öffentlichen Raum überfallen und un-

ter Einsatz von Gewalt vergewaltigt werden.6 Sie stehen außerdem im 

 
1 BMFSFJ, Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland, 
2005, S. 7. 
2 Ebd., S. 17. 
3 LKA Mecklenburg-Vorpommern, Erste Untersuchungen zum Dunkelfeld der Krimina-
lität in Mecklenburg-Vorpommern, 2017, S.79; LKA Nordrhein-Westfalen, Das Anzei-
geverhalten von Kriminalitätsopfern, 2006, S. 6. 
4 Seith/Lovett/Kelly, Länderbericht Deutschland. Unterschiedliche Systeme, ähnliche 
Resultate?  Strafverfolgung von Vergewaltigung in elf europäischen Ländern, 2009 S. 
4f.; Maas, https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-des-bun-
desministers-der-justiz-und-fuer-verbraucherschutz-heiko-maas--807804 
(3.5.2020). 
5  Der vorliegende Beitrag verwendet in Bemühung um eine inklusivere Sprache 
Frauen*. An Stellen, wo es um den Inhalt von Vergewaltigungsmythen geht, die ste-
reotype Vorstellungen über typische Betroffene von Vergewaltigung enthalten, ver-
wenden wir die Schreibweise Frauen ohne * um das Stereotyp explizit zu machen.  
6 Krahé, Soziale Reaktion auf primäre Viktimisierung, 2012, S. 160. 
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Zeichen einer Täter-Opfer-Umkehr, in dem Betroffene7 für das Ge-

schehen verantwortlich gemacht werden und Täter entlastet werden.8  

Gleichzeitig ist das Bewusstsein für die unterschiedlichen Dimensio-

nen sexualisierter Gewalt sehr gering. Entsprechend den vorherr-

schenden Vorstellungen gehen viele davon aus, die Motivation hinter 

einer Vergewaltigung und die Ebene, auf der sie stattfinden, sei aus-

schließlich eine sexuelle. Zahlreiche Beispiele aus der Geschichte und 

Gegenwart zeigen jedoch, dass dahinter die ständige Aushandlung von 

Machtverhältnissen liegt.9  

Die fehlende Sensibilisierung zu sexualisierter Gewalt sowie die damit 

einhergehenden falschen Vorstellungen von Vergewaltigungen, die 

auch Vergewaltigungsmythen10 genannt werden, können Einfluss auf 

die oben beschriebene geringe Anzeige- und Verurteilungsquote ha-

ben. Der Bundesverband der Frauenberatungsstellen und Frauennot-

 
7 Der vorliegende Beitrag verwendet den Begriff „Betroffene“ anstelle des Begriffes 
„Opfer“. Von „Opfer“ oder „Opferzeug*in“ ist aufgrund der Verständlichkeit nur dort 
die Rede, wo sich konkret auf die Position im Strafprozess bezogen wird. Da Straftaten 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu 99% von Männern verübt werden, wird im 
Folgenden lediglich die männliche Form „Täter“ verwendet (BMFSFJ, Lebenssitua-
tion, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland, 2005, S. 8). Dies soll dazu 
dienen, die Geschlechterdimension des Phänomens adäquat zu benennen.  
8 So konnte in einer empirischen Studie gezeigt werden, dass von Vergewaltigung Be-
troffenen eine größere Schuld an der Tat zugeschrieben wird, als den Opfern von 
Raubüberfällen und Raubüberfallstäter*innen demgegenüber mehr Verantwortung 
für die Tat zugesprochen wurde, als Vergewaltigern; Bieneck/Krahé, Blaming the vic-
tim and exonerating the perpetrator in cases of rape and robbery. Is there a double 
standard?, 2011, S. 1790. 
9 Dies zeigt bereits die aus der römischen Antike stammende Geschichte der Lucretia, 
in welcher Sextus Tarquinius sie vergewaltigt, um sich an ihrem Ehemann Collantius 
zu rächen und Schande über ihn zu bringen. Doblhofer, Vergewaltigung in der Antike, 
2011, S. 9-17. Oder die vielfachen Einsätze von Vergewaltigungen als Kriegstaktiken, 
um die andere Konfliktpartei zu demoralisieren. Dies zeigt beispielsweise die argen-
tinische Anthropologin Rita Segato in ihrer Untersuchung über Feminizide in der 
Grenzstadt Juárez in Mexiko auf; Segato, La escritura en el cuerpo de las mujeres 
asesinadas en Ciudad Juárez, 2013, http://feministas.org/IMG/pdf/rita_segato_.pdf 
(16.05.2020). 
10 Der Begriff des „Vergewaltigungsmythos“ wird in der Forschung breit verwendet. 
Aufgrund der mit dem Begriff des Mythos verbundenen Assoziationen, insbesondere, 
dass ein Mythos möglicherweise wahre Elemente beinhaltet, ist er Kritik ausgesetzt. 
Siehe hierzu Werner, Stereotype Vorstellungen über Vergewaltigungen, 2010, S. 12. 
Wir sind uns der Problematik um den Begriff bewusst, haben uns jedoch entschlossen, 
die Begriffe Stereotyp und Mythos im Folgenden synonym zu verwenden. 
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rufe (bff) berichtet beispielsweise, dass betroffene Frauen* häufig wäh-

rend oder nach dem Abschluss eines Verfahrens ihre Anzeige bereuen, 

da die Verfahrenswirklichkeit als sehr belastend erlebt wird und auch 

Vergewaltigungsmythen eine Rolle spielen.11 Dies geschieht beispiels-

weise, indem Vergewaltigungsmythen unbewusst Polizist*innen, Jus-

tizbeamt*innen oder auch Richter*innen in ihren Urteilen beeinflus-

sen oder sie die Betroffenen davor abschrecken, eine Tat überhaupt 

erst zur Anzeige zu bringen, da sie befürchten müssen, dass sie durch 

die Belastungen, die mit dem Verfahren einhergehen und durch die 

mangelnde Sensibilisierung zu sexualisierter Gewalt und Vergewalti-

gungsmythen in der Justiz eine Retraumatisierung erfahren.12 

Genderstereotype, zu denen auch Vergewaltigungsmythen gehören, 

werden in dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Dis-

kriminierung der Frau (CEDAW), der sog. UN-Frauenrechtskonven-

tion13, und den zugehörigen Allgemeinen Empfehlungen als Hinder-

nisse zum Zugang zum Recht für Frauen* genannt.14 Der Vertrag sta-

tuiert für die Mitgliedstaaten15 die Pflicht, sich mit dem Einfluss sol-

cher Stereotype auch im Justizsystem auseinanderzusetzen und einen 

gleichen Zugang zum Recht für Frauen* zu gewährleisten.16 Eine sol-

che Pflicht ergibt sich auch aus der Istanbul-Konvention, welche Ver-

gewaltigungsmythen explizit anspricht und die Deutschland 2017 rati-

fizierte.17 Sie ergibt sich ferner aus den innerstaatlichen Anforderun-

gen eines Strafprozesses, dessen Ziel, die materiellen Wahrheitsfin-

dung, durch auf Vorurteilen basierender Urteilsfindung gefährdet sein 

könnte. Die Pflicht zur Beseitigung solcher extralegalen Merkmale 

könnte dabei durch Fortbildungen für die Justiz erreicht werden, die 

 
11 BFF, Streitsache Sexualdelikte, 2010, S. 10.  
12  Deller, Traumatisierung im Gerichtssaal, 2019, http://grundundmenschenrechts-
blog.de/traumatisierung-im-gerichtssaal-die-unzumutbarkeit-des-umgangs-mit-op-
ferzeuginnen-sexualisierter-gewalt-an-deutschen-gerichten/ (01.09.2020). 
13  https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/ver-
einte-nationen/menschenrechtsabkommen/frauenrechtskonvention-cedaw/ 
14 UN CEDAW, General Recommendation 33, 2015, S. 12f. 
15 Deutschland hat CEDAW im Jahr 1985 ratifiziert. 
16 §5(a) der UN-Frauenrechtskonvention legt fest, dass die Vertragsstaaten verpflichtet 
sind, geschlechtsbasierte Stereotype und Vorurteile abzubauen. Diese Verpflichtung 
bezieht sich auch auf den Bereich der Justiz. Außerdem enthält auch §2(f) die Ver-
pflichtung, Gesetzte und Praktiken abzuschaffen, die Frauen diskriminieren.  
17 CoE, Istanbul-Konvention, 2011, S. 80. 
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Vergewaltigungsmythen als Hindernis zum Zugang zum Recht für 

Frauen* explizit thematisieren. Zumindest jedoch könnte durch Fort-

bildungen das Bestehen solcher extralegalen Hindernisse zum Zugang 

zum Recht für Frauen* anerkannt und hinterfragt werden und somit 

zu einer notwendigen Sensibilisierung für die Thematik beigetragen 

werden. Diese kann nicht allein durch die Kenntnisse der (internatio-

nalen) rechtlichen Vorgaben erreicht werden, sondern bedarf insbe-

sondere auch einer vertieften Beschäftigung mit der Wirkweise von 

Stereotypen und Vergewaltigungsmythen. Auch in der Istanbul-Kon-

vention werden daher Fortbildungen für alle Berufsgruppen gefor-

dert, die mit Betroffenen von sexualisierter Gewalt zu tun haben.18 

Der vorliegende Beitrag nimmt aus diesem Anlass den Einfluss von 

Vergewaltigungsstereotypen und -mythen im deutschen Strafprozess 

in den Blick. Zentral sind dabei die Fragen, welchen Einfluss die My-

then im Strafprozess nehmen und welche Verpflichtungen sich aus 

den internationalen Rechtsvorschriften für den Umgang mit densel-

ben ergeben, sowie insbesondere die Frage danach, wie durch Fortbil-

dungen als möglichem Gegenmittel eine höhere Sensibilität für Ver-

gewaltigungsmythen in Sexualstrafprozessen entstehen kann und eine 

den internationalen Vorgaben entsprechende Verbesserung der 

Rechtspraxis erreicht werden kann.19 Um diesen Fragen nachzugehen 

wurden unter anderem Interviews mit einer auch in der Nebenklage 

tätigen Rechtsanwältin geführt sowie Akten und Einstellungsbescheide 

zu Vergewaltigungsverfahren untersucht. Im Folgenden werden zu-

nächst zentrale Begriffe geklärt, bevor ein schlaglichtartiger Blick auf 

die internationalen Regelungen und den sich daraus ergebenden Ver-

pflichtungen für das deutsche Rechtssystem geworfen wird. Im An-

schluss daran wird auf die nationale Rechtsrealität und Anforderungen 

 
18 DJB, Themenpapier 5 Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland, 2019, 
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-28/ (01.09.2020). 
19 Insgesamt sollten sich dabei die Grenzen der Strafjustiz vor Augen geführt werden, 
insbesondere im Hinblick auf die Frage, ob eine höhere Verurteilungsrate wegen 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu einer wirksamen Verringerung se-
xualisierter Gewalt beitragen kann. Als alternatives Konzept zum Umgang mit sexua-
lisierter Gewalt vgl. Brazzell (Hrsg.), Was macht uns wirklich sicher?, 2017, 
https://www.transformativejustice.eu/wp-content/uploads/2017/07/toolkit-finished-
1.pdf (01.10.2020). Zur Frage der Effektivität von Strafen als Gewaltprävention vgl. 
Loick, Strafe muss nicht sein, zfmr 2012, 30, 32-34.  
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an Fortbildungen für die Justiz eingegangen, bevor zum Abschluss die 

Ergebnisse zusammengefasst werden. 
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B. Geschlechtsbezogene Stereotype 
und Vergewaltigungsmythen. Eine 
Annäherung durch gesellschaftswis-
senschaftliche Ansätze und Völker-
recht 

I. Stereotype und Vergewaltigungsmythen: Defi-
nitionsversuch 

Was genau sind also Genderstereotype und Vergewaltigungsmythen? 

Um sich dem Konzept zu nähern und nachvollziehbar zu machen, wel-

chen Einfluss Vergewaltigungsmythen im Strafprozess nehmen kön-

nen, ist es hilfreich, sich zunächst mit der Wirkweise und Definition 

von (geschlechtsbezogenen) Stereotypen auseinanderzusetzen.  

Der Begriff „Stereotyp“ wurde bereits 1922 durch Lippmann einge-

führt und bezeichnete Annahmen und Bilder über bestimmte gesell-

schaftliche Gruppen. 20  Im Folgenden sollen Stereotype aufgefasst 

werden als vorgefasste Überzeugungen und generalisierte Ansichten 

über bestimmte Gruppen, die den Individuen dieser Gruppen be-

stimmte Eigenschaften und Charakteristiken zuschreiben und Rollen-

erwartung an sie stellen.21 Sie können sich auf das sozial konstruierte 

Geschlecht, also Gender22, beziehen, ebenso wie auf das biologische 

Geschlecht, die sexuelle Orientierung, auf das Alter, auf Behinderun-

gen, auf die Herkunft oder Hautfarbe, auf die Religion oder andere 

 
20 Dovidio/Hewstone/Glick/Esses, Prejudice, Stereotyping and Discrimination, 2010, S. 
7. 
21 Cook/Cusack, Gender Stereotyping, 2010, S. 9. 
22 In der General Recommendation No. 33 UN CEDAW wird Gender folgendermaßen 
definiert: “Gender refers to socially constructed identities, attributes and roles for 
women and men and the cultural meaning imposed by society on to biological dif-
ferences, which are consistently reflected within the justice system and its institu-
tions.” 
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Merkmale.23 Stereotype beeinflussen unsere Wahrnehmung von Indi-

viduen aufgrund deren (angenommener) Zugehörigkeit zu einer be-

stimmten Gruppe. Die individuellen Eigenschaften, Wünsche und 

Umstände der Person werden nicht oder kaum anerkannt, stattdessen 

bestimmen stereotype Annahmen unsere Wahrnehmung und Beur-

teilung der Person. Sie verhindern und erschweren damit für die be-

troffenen Individuen die Bildung und Vertretung ihrer eigenen per-

sönlichen Identität und den Ausdruck der Persönlichkeit.24 Stereotype 

sind in einer Gesellschaft allgegenwärtig und niemand kann sich ihrem 

Einfluss vollständig verschließen. Sie werden durch Sozialisierung, 

Sprache und Diskurs sowie die Medien weitergegeben und verbrei-

tet.25 Sie erfüllen auch einen Zweck, indem sie es erlauben, komplexe, 

widersprüchliche, vielfältige Eindrücke zu vereinfachen und zu ord-

nen.26  

Stereotype können sich auf alle gesellschaftlichen Gruppen beziehen, 

auch Männer erfahren stereotype Zuschreibungen. Frauen* und an-

dere marginalisierte Gruppen sind jedoch von Stereotypen stärker 

und negativer betroffen und diskriminiert. 27  Diskriminierung wird 

durch Stereotype verstärkt, da diese zur Rechtfertigung für ungleiche 

Behandlung herangezogen werden können. Umgekehrt stützt aber 

auch Diskriminierung selbst wiederum stereotype Annahmen.28 

 
23 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters on Ensuring Women’s 
Access to Justice, 2017, S. 23.  
24 Cook/Cusack, Gender Stereotyping, 2010, S. 11.  
25 Dovidio/Hewstone/Glick/Esses, Prejudice, Stereotyping and Discrimination, 2010, S. 
8; Nach einer materialistischen Auffassung sind Stereotype hingegen bereits in den 
materiellen Lebensverhältnissen verankert, also bedingt durch die reale Gestaltung 
des menschlichen Zusammenlebens. Sexistische oder rassistische Vorurteile beruhen 
demnach bereits auf der Art und Weise, wie produziert wird. Sexistische Vorurteile 
basieren danach beispielsweise auf der Herausdrängung von Frauen* aus der Produk-
tion hinein in die Hausarbeit, also in die Reproduktionsarbeit, vgl. für den Zeitraum 
der Frühen Neuzeit Federici, Caliban und die Hexe, 2017; vgl. zu einer materialisti-
schen Kritik am herrschenden Rassismusverständnis Interview von Radio Corax mit 
Bafta Sarbo, Materialistische Kritik an Rassismus, https://radiocorax.de/materialisti-
sche-kritik-an-rassismus/ (01.10.2020). 
26 Cook/Cusack, Gender Stereotyping, 2010, S. 14.  
27 Ebd., S. 1. 
28 Dovidio/Hewstone/Glick/Esses, Prejudice, Stereotyping and Discrimination, 2014, S. 7. 
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Geschlechtsbezogene Stereotype sind dabei veränderlich und kultur-

abhängig, sie sind Bestandteil der sozialen Konstruiertheit von Ge-

schlecht und ermöglichen somit bestimmte Vorstellungen von Ge-

schlechterrollen. 

Cusack unterscheidet verschiedene Untergruppen der geschlechtsbe-

zogenen Stereotypen: sex-role stereotypes, sex stereotypes und sexual stere-

otypes.29 Erstere enthalten Vorstellungen über Geschlechterrollen und 

angemessenes Verhalten für Männer und Frauen, wie beispielsweise 

die präskriptive Annahme, dass Frauen sich um die Kindererziehung 

kümmern sollten, Männer hingegen für das Geldverdienen zuständig 

seien. Sex stereotypes beziehen sich auf Annahmen über das biologische 

Geschlecht, während sexual stereotypes Annahmen über vermeintliche 

sexuelle Eigenschaften und Verhaltensweisen beinhalten.30 Diese drei 

verschiedenen Kategorien von geschlechtsbezogenen Stereotypen 

können sich mit anderen Stereotypen verbinden und treten nicht not-

wendig isoliert voneinander auf, sodass beispielsweise stereotype An-

nahmen über Schwarze Frauen*, oder die Sexualität von Frauen* mit 

Behinderung etc. existieren. Beispielhaft seien rassistische oder behin-

dertenfeindliche sexualitätsbezogene Stereotype genannt, die nicht-

weiße Frauen hypersexualisieren oder Menschen mit Behinderung 

eine Sexualität absprechen.31 Treten mehrere solcher diskriminieren-

den Stereotype zusammen auf, spricht man von intersektionaler 32 

Diskriminierung.33  

 
29 Cusack, Eliminating Judicial Stereotyping, 2014, S. 17. 
30 Ebd., S. 17f.  
31 Feinstein, When Rape was Legal. The Untold History of Sexual Violence during Slav-
ery, S. 8; Krauthausen, 10 Missverständnisse über Sex und Behinderung, 
https://raul.de/leben-mit-behinderung/10-missverstandnisse-uber-sex-und-be-
hinderung/ (15.08.2020). 
32 Der Begriff der Intersektionalität wurde von Crenshaw eingeführt, um die spezifi-
sche Diskriminierungserfahrung schwarzer Frauen zu konzeptualisieren. Er besagt, 
dass Individuen gleichzeitig von verschiedenen Diskriminierungsformen betroffen 
sein können, aufgrund ihrer zugeschriebenen Zugehörigkeit zu einer oder mehreren 
gesellschaftlichen Gruppen. Intersektionale Diskriminierung bezeichnet also Diskri-
minierung aufgrund mehrerer sich überlappender Kategorisierungen und ist nicht 
ausschließlich auf rassistische oder sexistische Diskriminierung beschränkt; Crenshaw, 
Demarginalizing the Intersection of Race and Sex, 1998, S. 314–343. 
33 “In addition, discrimination against women is compounded by intersecting factors 
that affect some women to degrees or in ways that differ from those affecting men or 
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Vergewaltigungsmythen sind eine spezielle Form solcher Stereotype, 

die sich jedoch nicht ausschließlich auf eine gesellschaftliche Gruppe 

beziehen, sondern vielmehr auf Vergewaltigungen beziehen. In der 

Forschung werden solche Stereotype meistens als Vergewaltigungs-

mythen benannt. Dabei spielen auch geschlechtsbezogene Stereotype 

eine große Rolle, die Bestandteil oder Grundlage von Vergewalti-

gungsstereotypen sein können. Aber auch andere stereotype Annah-

men wie beispielsweise rassistische Zuschreibungen können Bestand-

teil von Vergewaltigungsmythen sein. Daraus folgt, dass bei einer Ana-

lyse der Inhalte und Auswirkungen von Vergewaltigungsmythen die 

intersektionale Dimension mitberücksichtigt werden sollte. Gerd Boh-

ner folgend beschreibt der Begriff des Vergewaltigungsmythos „de-

skriptive oder präskriptive Überzeugungen über Vergewaltigung (d.h. 

über Ursachen, Kontext, Folgen, Täter, Opfer und deren Interaktion), 

die dazu dienen, sexuelle Gewalt von Männern gegen Frauen* zu leug-

nen, zu verharmlosen oder zu rechtfertigen.“34 Erstmals wurden Ver-

gewaltigungsmythen in den 1970er Jahren in der Soziologie konzeptu-

alisiert.35 Einflussreiche Definitionen stellen einerseits auf die Funk-

tion von Vergewaltigungsmythen und andererseits auf die Falschheit 

der in ihnen enthaltenen Annahmen ab.36 Einerseits enthalten die De-

finitionen also Aussagen über die Funktion der Vergewaltigungsmy-

then, die in der Verharmlosung und Schuldumkehr liegt. Andererseits 

kennzeichnen sie Vergewaltigungsmythen als falsche und stereotype 

Vorstellungen über Vergewaltigungen.37 Der Begriff des Mythos wird 

 

other women. Grounds for intersecting or compounded discrimination may include 
ethnicity/race, indigenous or minority status, colour, socioeconomic status and/or 
caste, language, religion or belief, political opinion, national origin, marital and/or 
maternal status, age, urban/rural location, health status, disability, property owner-
ship and identity as a lesbian, bisexual or transgender woman or intersex person.”, 
CEDAW, General Recommendation No. 33, 8. 
34 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 12. 
35 Werner, Stereotype Vorstellungen über Vergewaltigungen, 2010, S. 5. 
36 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 11. 
37 Burt, Cultural myths and supports for rape, 1980, 217. 
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verwendet, da er weitverbreitete, falsche Vorstellungen über ein ge-

sellschaftliches Phänomen bezeichnet, die über Generationen kultu-

rell wirksam sind.38  

Bei den konkreten Inhalten von Vergewaltigungsmythen oder -stere-

otypen kann zwischen opferzentrierten und täterzentrierten Annah-

men unterschieden werden.39 Burt geht davon aus, dass die meisten 

Inhalte von Vergewaltigungsmythen sich auf die Betroffenen bezie-

hen,40 was dazu beitrage, dass Vergewaltigung als ein „Frauenprob-

lem“ aufgefasst werde.41 Dadurch, dass die Inhalte dieser Mythen sich 

auf Eigenschaften oder Verhaltensweisen und Situationen der Be-

troffenen beziehen, gerät der Täter aus dem Blick und die Schuld der 

Tat kann so den Betroffenen selbst leichter zugesprochen werden.  

Solche opferbezogenen Inhalte bauen dabei auch stark auf ge-

schlechtsbezogenen Stereotype auf, beispielsweise auf die stereotype 

Annahme, dass Frauen über die Einvernehmlichkeit des Geschlechts-

verkehrs im Nachhinein lügen würden, obwohl sie eigentlich dem se-

xuellen Kontakt zugestimmt hatten, dass Frauen häufig „nein“ sagten, 

in Wirklichkeit aber „ja“ meinten, dass Frauen sich gegen einen tat-

sächlich unerwünschten sexuellen Übergriff auf jeden Fall körperlich 

wehren könnten und würden und das Nicht-Wehren daher eine Ver-

gewaltigung per se bereits ausschließe.42 Martha Burt gruppiert diese 

opferbezogenen Inhalte der Vergewaltigungsmythen in vier Katego-

rien.43 Inhalte der ersten Kategorie besagen, dass in Wirklichkeit nichts 

 
38 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 11; 
Lonsway/Fitzgerald, Rape myths, (1994), S. 134. 
39 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 
13. 
40 Burt, Cultural myths and supports for rape, 1980, S. 28-32. 
41 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 13. 
42 Ebd., S. 14. 
43 Es existieren auch andere Kategorisierungen von Vergewaltigungsmythen, wie bei-
spielsweise die von Colleen Ward mit „victim blame and denigration, victim deser-
vingness, trivialization of victim experiences und victim credibility“ oder von Stanley 
Brodsky 1967 mit „societal values blame, victim blame, situational blame, assailant 
blame“. Zitiert nach Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersu-
chungen, 1996, S. 16. Die Kategorisierung von Burt ist dabei besonders einleuchtend, 
da sie klar zwischen täterbezogenen und betroffenenbezogenen Mythen unterschei-
det und insbesondere die betroffenenbezogenen Mythen dabei präzise klassifizieren 
kann. 
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passiert sei. Mythen dieser Kategorie bezichtigen Frauen beispiels-

weise der Falschaussage, da sie sich für Untreue rächen wollten.44 Es 

wird dabei in Frage gestellt, ob überhaupt ein sexueller Kontakt statt-

gefunden hat. Diese Mythen sind sehr weit verbreitet und besitzen 

eine hohe Überzeugungskraft, obwohl empirische Studien belegen, 

dass die Falschbeschuldigungsquote bei Vergewaltigungen bei drei 

Prozent liegt.45 Eine weitere Kategorie von opferzentrierten Inhalten 

von Vergewaltigungsmythen besagt, dass eine stattgefundene Verge-

waltigung keinen wirklichen Schaden angerichtet habe und verharm-

lost dadurch die psychischen und körperlichen Folgeschäden für die 

Betroffenen.46 Die dritte Kategorie beinhaltet die bereits erwähnten 

stereotypen Annahmen über weibliche Sexualität und angebrachtes 

Rollenverhalten. Inhalte dieser Kategorie besagen, dass Betroffene ur-

sprünglich in einen Sexualkontakt eingewilligt hätten und nur im 

Nachhinein ihre Einwilligung verleugnen würden oder dass Frauen 

häufig „nein“ sagen würden, aber in Wirklichkeit einem sexuellen 

Kontakt doch zustimmen würden. Zuletzt lassen sich Annahmen der 

vierten Kategorie so zusammenfassen, dass Betroffene eine Vergewal-

tigung verdient oder selbst verschuldet hätten, indem sie durch ihre 

Kleidung, durch Alkoholkonsum oder anderes vermeintlich unange-

brachtes oder unvorsichtiges Verhalten eine Vergewaltigung provo-

ziert hätten oder zumindest mit einer solchen hätten rechnen müs-

sen.47 Inhalte von Vergewaltigungsmythen, die sich auf die Täter be-

ziehen, beschreiben diese entweder als psychisch gestörte Individuen 

oder aber Männer insgesamt als triebgesteuert und nicht in der Lage, 

sexuelle Impulse zu unterdrücken.48  

Aus diesen Kategorisierungen und Beschreibungen von Inhalten von 

Vergewaltigungsmythen ergibt sich ein sehr enges Vorstellungsbild ei-

ner „echten“ Vergewaltigung: das eines Überfalls durch einen (eventu-

 
44 Burt, Cultural myths and supports for rape, 1980, S. 28f. 
45 Seith/Lovett/Kelly, Länderbericht Deutschland. Unterschiedliche Systeme, ähnliche 
Resultate, 2009, S. 9. 
46 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 
13. 
47 Burt, Cultural myths and support for rape, 1980, S. 28.  
48 Bohner, Vergewaltigung. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 15.  
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ell psychisch gestörten) Fremden bei Nacht unter Einsatz von körper-

licher Gewalt.49 Zusätzlich zu diesem Skript einer „echten“ Vergewal-

tigung konnte gezeigt werden, dass auch stereotype Vorstellungen 

über „richtige“ oder „echte“ Betroffene von Vergewaltigung existieren, 

nach denen die Betroffene als scheinbar moralisch integre, weiße Frau 

angenommen wird.50 Die meisten Vergewaltigungen fallen nicht in 

dieses enge Skript einer „echten Vergewaltigung“51 und auch die Be-

troffenen von Vergewaltigung sind mitnichten ausschließlich weiße 

Frauen, wie es das Stereotyp über eine „typische“ Betroffene vermuten 

lässt.52 Es ist an dieser Stelle wichtig zu betonen, dass das entschei-

dende Merkmal einer Vergewaltigung die fehlende Einwilligung 

der/des Betroffenen ist. 53  Ob Gewalt angewandt wurde, Betroffene 

und Täter miteinander bekannt waren oder Alkohol oder Drogen kon-

sumiert wurden oder andere Merkmale der beteiligten Personen wie 

deren Hautfarbe, darf hingegen bei der Einschätzung danach, ob es 

sich um eine Vergewaltigung handelt, keine Rolle spielen.54 Es konnte 

nachgewiesen werden, dass je weniger dieser Merkmale einer als ty-

pisch wahrgenommenen oder „echten“ Vergewaltigung vorliegen, 

desto seltener ein Übergriff als Vergewaltigung erkannt wird 55 und 

desto stärker der/dem Betroffenen eine Mitschuld an der Tat zuge-

sprochen wird.56 Zusätzlich dazu spielt der Theorie der defensiven At-

tribution zufolge auch eine Rolle, wie stark sich die Beurteilenden ei-

nerseits mit der/dem Betroffenen, andererseits mit der Situation des 

 
49 Fisher/Cullen/Daigle, Discovery of Acquaintance Rape, 2005, S. 494. 
50 Du Mont/Miller/Myhr, The role of “real rape” and “real victim” stereotypes in the 
police reporting practices of sexually assaulted women, 2003, S. 469. 
51 Krahé, Soziale Reaktionen auf primäre Viktimisierung, 2012, S. 160. 
52 Der Deutsche Juristinnenbund weist so in seiner Stellungnahme zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention in Deutschland auch auf die besonders vulnerable Position von 
Frauen* in Geflüchtetenunterkünften hin, die einer besonderen Gefahr gewaltsamer 
Übergriffe gepaart mit einem erschwerten Zugang zum Recht ausgesetzt sind. DJB, 
Themenpapier 14, 2020, S. 2. 
53 Juristisch wird das Tatbestandsmerkmal in Deutschland über den „erkennbar ent-
gegenstehenden Willen“ gefasst. 
54 DAW/DESA, Handbook for Legislation on Violence against Women, 2010, S. 27. 
55 Burt/Albin, zitiert nach Krahé, 2012, Soziale Reaktionen auf primäre Viktimisierung, 
1981, S. 160. 
56 Emmers-Sommer/Allen, Variables related to sexual coercion, 1999, S. 666ff. 
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Übergriffs identifizieren können.57 „People increase or reduce blame de-

pending on their perceived similarity with the victim and the perceived likeli-

hood of similar future victimization befalling them.“58 Diese Erkenntnisse 

verdeutlichen noch einmal die Notwendigkeit, die intersektionale Di-

mension mit zu berücksichtigen. 

Insgesamt wird angenommen, dass ein gesellschaftlicher Zweck von 

Vergewaltigungsmythen in der Aufrechterhaltung eines Glaubens an 

eine gerechte Welt59 liegt.60 Vergewaltigungsmythen, mit ihrer Wir-

kung die Täter zu entlasten, Betroffenen eine (Mit-) Schuld zuzu-

schreiben und Vergewaltigung als gesellschaftliches Phänomen zu ver-

harmlosen, dienen demnach dazu, Personen die möglicherweise be-

drohliche Einsicht zu ersparen, in einer Welt zu leben, in der Verge-

waltigungen häufig vorkommen. „The belief in rape myths allows people 

to feel safe by believing that rape does not really happen or at least not often, 

or that if it does, it is because the women secretly wanted to be raped. The myths 

enable us to maintain our belief that we live in a just world.”61 Gleichzeitig 

ermöglichen sie jedoch insbesondere die Aufrechterhaltung sexisti-

scher und anderer Diskriminierungsformen. 

II. Vergewaltigungsmythen als Hindernis zum 
Zugang zum Recht für Frauen* 

Da Stereotype und Vergewaltigungsmythen im Speziellen in unserer 

Gesellschaft weit verbreitet sind und sie unser Urteilsvermögen und 

die Einstellungen den Betroffenen und Tätern gegenüber beeinflus-

sen, ist es notwendig, den Einfluss derselben näher in den Blick zu neh-

men. Ziel dieses Abschnittes ist es, genauer zu verstehen und zu kon-

zeptualisieren, an welcher Stelle ein schädlicher Einfluss von Verge-

waltigungsmythen im Strafprozess zu erwarten ist und was dieser be-

deuten kann. Dabei soll sich auf den Strafprozess beschränkt werden, 

 
57 Werner, Stereotype Vorstellungen über Vergewaltigung, 2010, S. 18. 
58 Grubb/ Harrower, Attribution of blame in cases of rape: An analysis of participant 
gender, type of rape and perceived similarity to the victim, 2009, S. 398. 
59 Lerner, The belief in a just world: A fundamental delusion. 1980, 
60 Bohner, Vergewaltigung. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 17. 
61 Ledray, Recovering from rape, 1986, S. 13. 
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obwohl der Einfluss von Vergewaltigungsstereotypen selbstverständ-

lich nicht auf diesen beschränkt ist, sondern auch in anderen Rechts-

gebieten, wie beispielsweise dem Familienrecht und Gewaltschutz-

recht sowie im privaten Bereich wirksam und schädigend ist. 

Zunächst gilt es festzuhalten, dass EU-weit, aber auch in Deutschland, 

die Anzeigequote und die Verurteilungsquote deutlich auseinander 

fallen62 und dieses Phänomen sich in Deutschland in den letzten Jah-

ren eher verstärkt hat.63 In wissenschaftlichen Beiträgen wird dieses 

Phänomen als Schwundquote (attrition rate) bezeichnet oder als Ge-

rechtigkeitslücke64 benannt. Vergleicht man die Lücke zwischen den 

Zahlen von Vergewaltigungsanzeigen und -verurteilungen mit denen 

anderer Deliktkategorien, wird deutlich, dass es sich um eine beson-

ders hohe Schwundquote handelt. 65  Dabei deuten Untersuchungen 

darauf hin, dass der größte Schwund bereits beim Schritt zur Anzeige 

vorliegt, hier also die Schwundquote noch höher ist als bei dem Schritt 

zur Verurteilung.66 Forschungen zur sog. justice chain, also Analysen 

der verschiedenen Abschnitte auf dem Weg von einer Anzeige zur 

Verurteilung, belegen diesen ersten großen Schwund von der Tat zur 

Anzeige auch EU-weit.67 Bereits hier spielt auch die Angst vor Stigma-

tisierung und sekundärer Viktimisierung für die Betroffenen eine 

Rolle. Sie befürchten, dass ihre Glaubwürdigkeit angezweifelt werde, 

sie Beschämung oder Schuldzuweisungen erfahren könnten, das Ge-

richtsverfahren sie außergewöhnlich belasten würde oder die Tat 

dadurch öffentlich werde.68 Auch zwischen der Anzeige bis zum Ge-

richtsverfahren findet etwa aufgrund der Einstellungspraxis der 

Staatsanwaltschaften ein Schwund statt; und nicht alle der letztendlich 

 
62 Seith/Lovett/Kelly, Länderbericht Deutschland. Unterschiedliche Systeme, ähnliche 
Resultate?  Strafverfolgung von Vergewaltigung in elf europäischen Ländern, 2009, S. 
9 und FRA, Violence against Women. An EU-wide survey, 2014, S. 7. 
63 Kilias/Aebi et al, European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics, 
2010, S. 72, 180.  
64 Krahé, Soziale Reaktion auf primäre Viktimisierung, 2012,S. 159.  
65 Kilias/Aebi et al, European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics, 
2010, S. 42, 44, 103, 105. 
66 Krahé, Soziale Reaktion auf primäre Viktimisierung, 2012, S. 161; BMFSFJ, Lebens-
situation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland, 2005, S. 19. 
67 Bouhours/Daly, Rape and Attrition in the Legal Process, 2010, S. 565.  
68 LKA Nordrhein-Westfalen, Das Anzeigeverhalten von Kriminalitätsopfern, 2006, S. 
6f und 9; Grubb/Turner, Attribution of Blame in Rape Cases, 2012, S. 444. 
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von der Staatsanwaltschaft angeklagten Taten führen zu einer Verur-

teilung.69 Bei jedem einzelnen dieser Schritte sind andere Gründe und 

Einflüsse für die Schwundquote verantwortlich, die jeweils einer aus-

führlichen Analyse bedürften. Im Folgenden liegt der Fokus auf dem 

Gerichtsverfahren selbst, wobei im Blick behalten werden sollte, dass 

nur ein Bruchteil der Betroffenen diesen Abschnitt der justice chain 

überhaupt erreicht.  

Gerichtsentscheidungen sollten sich einerseits auf das geltende Recht 

und andererseits auf die Fakten- und Beweislage des betreffenden Fal-

les stützen. Es gibt zwei unterschiedliche Wege der Informationsver-

arbeitung bei der Urteilsfindung: die schemabasierte und die datenge-

steuerte. Datengesteuerte Informationsverarbeitung erfolgt nach ei-

nem bottom-up-Prinzip und induktiv, es wird also nach sorgfältiger 

Kenntnisnahme einzelner Informationen eine Gesamteinschätzung 

gebildet. Dieser Prozess ist komplizierter und voraussetzungsreicher 

als der der schemagesteuerten Informationsverarbeitung. Er erfordert 

größere kognitive Leistung und die Motivation, einzelne Informatio-

nen zu gewichten und zu einem Gesamturteil zusammenzuführen.70 

Datengesteuerte Informationsverarbeitung hängt entscheidend von 

der Motivation aber auch der Befähigung der*des Urteilenden ab, wo-

bei gezeigt werden konnte, dass häufiger datengesteuerte Informati-

onsverarbeitung stattfindet, wenn Personen Rechenschaft über ihre 

Urteile und Eindrücke ablegen sollen.71  

Bei der schemabasierten Informationsverarbeitung wird top-down ein 

generalisiertes Vorwissen auf den spezifischen Gegenstand angewen-

det, ohne dass dessen spezifischen Eigenschaften und Besonderheiten 

genauer in Betracht gezogen werden. Die Urteilsbildung findet also 

deduktiv anhand eines bereits bestehenden Schemas statt.72 Schema-

basierte Informationsverarbeitung ist im Gegensatz zur datengesteu-

 
69 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S. 16f. 
70 Krahé, Soziale Reaktion auf primäre Viktimisierung, 2012, S. 163; Krahé, Schema-
Driven Information Processing in Judgements about Rape, 2007, S. 611. 
71 Krahé, Schema-Driven Information Processing in Judgements about Rape, 2010, S. 
611. 
72 Krahé, Soziale Reaktion auf primäre Viktimisierung, 2012, S. 163. 
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erten Informationsverarbeitung ein effizienteres und weniger zeitauf-

wendiges Verfahren der Urteilsbildung. Diese Form der Urteilsbildung 

sollte in Gerichtsverfahren jedoch vermieden werden, denn sie genügt 

nicht den Ansprüchen an Unparteilichkeit und sorgfältiger Prüfung 

des Gegenstandes, zu denen Gerichte normativ verpflichtet sind und 

erlaubt keine den Einzelfällen angemessene Urteilsfindung. Da jeder 

Fall individuell ist, kann eine schemabasierte Informationsverarbei-

tung, wie sie beispielsweise bei der Anwendung von Stereotypen vor-

kommt, diesem normativen Anspruch des Rechts entgegenstehen.73 

Stattdessen sollten Entscheidungen eines Gerichtsprozesses aus-

schließlich auf datengesteuerter Informationsverarbeitung beruhen. 

Für Prozesse wegen Verstößen gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

bedeutet dies konkret, dass schemabasierte Informationsverarbeitung 

Richter*innen oder Schöff*innen oder andere am Gerichtsprozess be-

teiligte Personen auf verschiedene Weisen in ihrer Einschätzung und 

Wahrnehmung des Falles irreleiten können. So können Vergewalti-

gungsmythen und -stereotype implizit zu einem falschen Verständnis 

von Vergewaltigung überhaupt beitragen.74 Dies wiederum erschwert 

oder verunmöglicht eine unparteiische und angemessene Beurteilung 

des individuellen Falles. Richter*innen und Schöff*innen könnten, an-

statt die Gegebenheiten des konkreten Falles genau zu untersuchen, 

auf schema-basierte Informationsverarbeitung zurückgreifen und ste-

reotype Annahmen über Vergewaltigung Einfluss auf ihre Beurteilung 

nehmen lassen. Ganz konkret könnte dies z.B. bedeuten, dass opfer-

zentrierte Vergewaltigungsstereotype eine negative Einschätzung der 

Glaubhaftigkeit der Aussage von Opferzeug*innen bewirken.75 Hier 

können ganz verschiedene Inhalte von Vergewaltigungsmythen ihren 

 
73 Der vermehrte Rückgriff auf schema-basierte Informationsverarbeitung bei Sexu-
aldelikten ist unter anderem der fehlenden Auseinandersetzung mit diesen Delikten 
im juristischen Studium geschuldet. Während vor allem Eigentums- und Vermögens-
delikte neben Delikten gegen die Person und gegen die Allgemeinheit sehr ausführ-
lich behandelt werden, sind Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nicht 
Teil des behandelten Stoffes im Studium. Eine datengesteuerte Informationsverar-
beitung wird dadurch zumindest erschwert. 
74 Duban/Radačić, Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S. 26. 
75 Ebd. 
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Einfluss entfalten und Opferzeug*innen zum Nachteil gereichen, bei-

spielsweise wenn diese nicht dem Stereotyp eines „echten Opfers“ ent-

sprechen, oder die geschilderte Vergewaltigung von dem Stereotyp ei-

ner „echten Vergewaltigung“ abweicht. Aus dem Interview mit einer in 

der Nebenklage tätigen Rechtsanwältin wurde deutlich, dass dies ins-

besondere die Situation der Betroffenen erschwert, die nicht dem Ste-

reotyp einer weißen, jungen Frau entsprechen. Dass beispielsweise 

auch schwule Männer von Vergewaltigung betroffen sein können, wi-

derspricht stereotypen Annahmen über männliche Homosexualität 

und lässt Betroffene unglaubwürdig erscheinen. Auch stereotype An-

nahmen über das Erinnerungsvermögen oder das Aussageverhalten 

nach einem traumatischen Erlebnis können dazu führen, dass Opfer-

zeug*innen als unglaubwürdig wahrgenommen werden.76 Dies betrifft 

nach Aussagen der interviewten Anwältin beispielsweise Betroffene 

mit kognitiven Beeinträchtigungen besonders schwer. Falsche Annah-

men über angeblich hohe Zahlen der Falschbeschuldigung, die aus Ra-

che gegen Ex-Partner getätigt würden, können ebenfalls dazu führen, 

dass Aussagen von Opferzeug*innen als unglaubhaft eingeschätzt wer-

den. Eine weitere Belastung, die sich als Folge einer solchen angenom-

menen Unglaubwürdigkeit von Aussagen der Opferzeug*in ergeben 

kann, sind Fragen zum sexuellen Vorleben der*desselben. Auch täter-

zentrierte Vergewaltigungsmythen, wie das Stereotyp des psychisch 

gestörten Triebtäters, können Einschätzungen der Prozessbeteiligten 

beeinflussen und Betroffenen eine Mitschuld an der Tat unterstellen. 

Dabei zeigen Untersuchungen, dass die meisten Täter keine psycho-

pathologischen Auffälligkeiten aufweisen.77 

III. Internationale Vorgaben bezüglich der 
Rechte von Betroffenen von sexualisierter Ge-
walt 

 
76 National Judicial Education Programme, Judges Tell: What I Wish I had known before 
I presided in an adult victim sexual assault case, 2015, S. 9. 
77 LARA, Mythen über Vergewaltigung, S. 2, https://lara-berlin.de/fileadmin/Down-
loads/LARA_Mythen_DE.pdf (3.5.2020). 
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Auf internationaler Ebene wurden geschlechtsbezogene Stereotype 

bereits als Hindernis zum Zugang zum Recht für Frauen* anerkannt. 

Sie finden sich in der UN-Frauenrechtskonvention (CEDAW), die 1979 

verabschiedet wurde und 1981 in Kraft getreten ist.78 Die Konvention 

wurde 1985 durch Deutschland ratifiziert und hat seitdem gemäß Ar-

tikel 59 Absatz 2 Grundgesetz den Rang eines Bundesgesetzes. 79 Als 

völkerrechtlicher Vertrag hat sie damit zwar einen niedrigeren Rang 

als das Grundgesetz, dieses ist jedoch laut dem Bundesverfassungsge-

richt völkerrechtskonform auszulegen, sodass die Bestimmungen des 

Völkerrechts in die Auslegung des Grundgesetzes miteinfließen. 80 

Auch in der UN-Behindertenrechtskonvention (CRPD) werden ge-

schlechtsbezogene Stereotype explizit als Vorurteile und Klischees 

über Menschen mit Behinderung, auch bezogen auf das Geschlecht81, 

die es zu bekämpfen gilt, erwähnt.82 

CEDAW verpflichtet die Vertragsstaaten, die rechtliche und faktische 

Gleichstellung und -berechtigung von Frauen* sicherzustellen und 

auch aktiv gegen Diskriminierung vorzugehen und Chancengleichheit 

herzustellen.83 Sie enthält also nicht nur ein Verbot staatlicher Diskri-

minierung und Ungleichbehandlung, sondern auch das Gebot, aktiv 

 
78 Dabei findet sich dort keine verbindliche Definition des Begriffes „Genderstereo-
typ“, allgemein wird er aber in mehreren UN-Menschenrechtsmechanismen defni-
niert als “a generalised view or preconception about attributes or characteristics that 
are or ought to be possessed by, or the roles that are or should be performed by, wo-
men and men.”; OHCHR, Gender Stereotyping as a Human Rights Violation, 2013, S. 
19; dies entspricht auch der Definition dieses Papers, die zu Beginn des Kapitels ein-
geführt und erläutert wurde. 
79 Gem. Artikel 59 GG Absatz 2 gelten alle völkerrechtlichen Verträge in Deutschland 
im Rang von Bundesgesetzen. 
80 BVerfG, Beschluss vom 14.10.2004 - 2 BvR 1481/04. 
81 CRPD Artikel 8, B. 
82 In den Allgemeinen Bemerkungen Nr. 3. zur CRPD wird unter der Randnummer 8 
ausgeführt, wie sich Geschlechtsbezogene Stereotype auf die Lebenswirklichkeit von 
Frauen und Mädchen mit Behinderung auswirken, indem sie deren Entscheidungen, 
die Entwicklung ihrer Fähigkeiten und beeinflussen und behindern können. (Allge-
meine Bemerkungen Nr. 3, Randnummer 8, S. 3, https://www.institut-fuer-men-
schenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_All-
gemeine_Bemerkung_Nr3_zu_Frauen_und_Maedchen_mit_Behinderungen.pdf) 
(3.5.2020). 
83  DIMR, Frauenrechtskonvention CEDAW https://www.institut-fuer-menschen-
rechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkom-
men/frauenrechtskonvention-cedaw/ (3.5.2020). 
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gegen Ungleichbehandlungen vorzugehen und faktische Chancen-

gleichheit herzustellen. Als ein wichtiger Baustein dazu wird auch die 

Beseitigung von diskriminierenden Stereotypen und Rollenverständ-

nissen genannt. Insbesondere der Artikel 5 Absatz A CEDAW spricht 

Stereotype und Rollenvorstellungen an und enthält die Forderung an 

die Vertragsstaaten, alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der-

selben zu ergreifen.84 Artikel 21 CEDAW erlaubt dem UN-Fachaus-

schuss zur Frauenrechtskonvention die Verabschiedung von Allge-

meinen Empfehlungen (General Recommendations 85), in welchen der 

UN-Fachausschuss die Auslegung der Konvention verdeutlicht und In-

terpretationen einzelner Artikel ausarbeitet. Bis heute existieren 37 

solcher Allgemeinen Empfehlungen. 86  Die Allgemeine Empfehlung 

Nr. 25 weist darauf hin, dass geschlechtsbezogene Stereotype Frauen* 

nicht nur durch individuelle Handlungen Einzelner, sondern auch in 

institutionellen, legalen und sozialen Strukturen beschränken. Die 

Vertragsstaaten sind diesem Abschnitt nach verpflichtet, die bestehen-

den Geschlechtsbeziehungen und die vorherrschenden geschlechtsbe-

zogenen Stereotype zu adressieren und zu überwinden.87 Die Über-

windung derselben wird hier als eine von drei zentralen Verpflichtun-

gen durch CEDAW benannt.88 Dass geschlechtsbezogene Stereotype 

ein Hindernis zum Zugang zum Recht für Frauen* darstellen, benennt 

die Allgemeine Empfehlung Nr. 33. Intersektionale Diskriminierung 

und auch prozedurale und beweiserhebliche Vorschriften, ebenso wie 

gender-unsensible Gerichtsentscheidungen gehören ebenfalls zu den 

hier benannten Hindernissen zum gleichen Zugang zum Recht für 

Frauen*, die von den Vertragsstaaten behoben werden müssen.89 Laut 

Abschnitt 14 (d) dieser Allgemeinen Empfehlung zeichnet sich ein qua-

litativ hochwertiges Justizsystem auch durch Gender-Sensibilität 

 
84 CEDAW Artikel 5, Absatz A. 
85 CEDAW Artikel 21, Absatz 1. 
86  DIMR, Frauenrechtskonvention CEDAW Allgemeine Empfehlungen 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/ver-
einte-nationen/menschenrechtsabkommen/frauenrechtskonvention-cedaw/allge-
meine-empfehlungen/ (3.5.2020). 
87 CEDAW General Recommendation No. 25, 7. 
88 Ebd. 
89 CEDAW General Recommendation No. 33, 3 und 13 
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aus.90 Zur Beseitigung bestehender diskriminierender Stereotype, die 

den Zugang zum Recht für Frauen* erschweren oder verhindern, wer-

den in der Allgemeinen Empfehlung Nr. 19 Fortbildungen unter ande-

rem für die Justiz gefordert.91 Außerdem wird hier gefordert, dass Ge-

setze gegen Gewalt und Missbrauch in Familien, Vergewaltigung und 

sexuelle Übergriffe alle Frauen* schützen und Fortbildungen für Ju-

rist*innen und andere Justiz- und Polizeibeamt*innen angeboten wer-

den sollen. Solche Trainings werden als essenziell für die Umsetzung 

der Inhalte der Konvention benannt.92   

Als weitere wichtige Vereinbarung zur Gleichstellung und zum Schutz 

von Frauen* vor Gewalt ist das Übereinkommen des Europarates zum 

Schutz von Frauen vor Gewalt und häuslicher Gewalt (Istanbul-Kon-

vention) zu nennen. Deutschland hat die Istanbul-Konvention im Jahr 

2011 unterzeichnet und im Jahr 2017 ratifiziert. In Kraft trat die Kon-

vention im Jahr 2018. Sie dient zum umfassenden Schutz von Frauen* 

vor geschlechtsspezifischer Gewalt, wobei der Gewaltbegriff hier weit 

gefasst wird und sowohl häusliche und sexualisierte Gewalt, als auch 

körperliche und seelische Gewalt sowie Stalking oder Zwangsverhei-

ratung beinhaltet.93 Prävention, Verbesserung bei der Strafverfolgung, 

umfassender Schutz vor Diskriminierung und Unterstützungsange-

bote sind Bestandteile bzw. Forderungen der Istanbul-Konvention an 

die Vertragsstaaten. Im Abschnitt 192 des Erläuternden Berichts zur Is-

tanbul-Konvention wird ausführlich auf Vergewaltigungsmythen und 

geschlechtsbezogene Stereotype über angeblich typisch männlich o-

der typisch weibliches Rollenverhalten eingegangen.94 Es wird gefor-

dert, dass die Vertragsstaaten sicherstellen, dass die Strafverfolgungs-

maßnahmen Fälle von Verstößen gegen die sexuelle Selbstbestim-

mung kontextabhängig und auf Grundlage der Frage nach der Zustim-

mung der Betroffenen zu entscheiden haben. Dies bedeutet konkret, 

 
90 CEDAW General Recommendation No. 33, 14 (d). 
91 CEDAW General Recommendation No. 19, 24 b. 
92 Ebd. 
93  DIMR, Istanbul-Konvention https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/the-
men/frauenrechte/istanbul-konvention/ (3.5.2020). 
94 Council of Europe, Istanbul-Konvention Erläuternder Bericht Nr. 192, 2011, S. 80. 
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dass die Vertragsstaaten alle nicht einvernehmlichen sexuellen Hand-

lungen kriminalisieren sollen, unabhängig davon, ob die Betroffenen 

sich physisch gewehrt haben und Beweise hierfür vorliegen und ob ein 

Bekanntschaftsverhältnis vorlag. 95  Insbesondere soll berücksichtigt 

werden, dass eine Bandbreite von Verhaltensreaktionen auf sexuelle 

Gewalt und Vergewaltigung existiert und Urteile sich nicht auf stereo-

type Annahmen über richtiges oder typisches Opferverhalten gründen 

dürfen. 96  Außerdem soll die Strafverfolgung und Rechtsauslegung 

nicht von geschlechtsbezogenen Stereotypen und Mythen über weib-

liches oder männliches Verhalten beeinflusst werden.97 In den Artikeln 

13 und 15 geht es um Bewusstseinsbildung und Fortbildungen für An-

gehörige bestimmter Berufsgruppen. Hier verpflichtet die Istanbul-

Konvention die Vertragsstaaten dazu, Aus- und Fortbildungen für alle 

Berufsgruppen anzubieten, die mit Betroffenen von sexualisierter und 

häuslicher Gewalt zu tun haben.98 Dazu gehören insbesondere auch 

Justizbeamt*innen und die Strafverfolgungsbehörden.99 

Zusätzlich zu den genannten völkerrechtlichen Verträgen, aus denen 

sich für die Vertragsstaaten eindeutige Pflichten zur Adressierung und 

Beseitigung des Einflusses von geschlechtsbezogenen Stereotypen und 

Vergewaltigungsmythen in der Justiz ergeben, finden sich auch ein-

flussreiche gerichtliche oder quasi-gerichtliche Entscheidungen und 

Empfehlungen zu dem Thema, die hier in aller Kürze und überblicks-

artig rekapituliert werden sollen.  

Im Jahr 2010 beschäftigte sich der UN-Fachausschuss zur Frauen-

rechtskonvention mit dem Fall Karen Tayag Vertido vs. Philippines 

(Vertido vs. Philippines), der 2007 dem Ausschuss vorgelegt worden 

war. Es ging um eine Rechtsprechung in einem Fall von Vergewalti-

gung, die aus Sicht der Klägerin ihre Rechte aus Artikel 1 CEDAW in 

Verbindung mit der Allgemeinen Empfehlung Nr. 19 verletze sowie 

 
95 Ebd. 
96 Ebd. 
97 Ebd.  
98 Ebd., S. 61. 
99 Ebd. 
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aus den Artikeln 2 (c), (d), (f) CEDAW und Artikel 5 (a) CEDAW.100 

Durch den Freispruch des Täters sei ihr Recht auf Nicht-Diskriminie-

rung durch den Staat verletzt worden. Der Staat habe außerdem nicht 

sichergestellt, dass sie vor Diskriminierung durch die Behörden und 

die Justiz geschützt werde, woraus folge, dass der Staat seiner Ver-

pflichtung, geschlechtsbasierte Stereotype anzugehen und zu be-

kämpfen, nicht nachgekommen sei.101 Der UN-Fachausschuss bekräf-

tigte in seiner Entscheidung die Einschätzung der Klägerin, dass die 

nationale Gerichtsentscheidung ihre Rechte aus den genannten Arti-

keln verletzte. 102  Der angefochtene Freispruch des Philippinischen 

Gerichtes beruhe auf Vergewaltigungsmythen und nicht auf Fakten 

und Gesetzen.103  

„In this regard, the Committee stresses that stereotyping affects women’s 
right to a fair and just trial and that the judiciary must take caution 
not to create inflexible standards of what women or girls should be or 
what they should have done when confronted with a situation of rape 
based merely on preconceived notions of what defines a rape victim or 
a victim of gender-based violence, in general.”104 

Insbesondere bemerkt der UN-Fachausschuss, dass die Richterin sich 

in ihrer Einschätzung der Glaubwürdigkeit der Opferzeugin von Ste-

reotypen über vermeintlich „echte“ Vergewaltigungsopfer habe leiten 

lassen, was dazu führte, dass sie das Verhalten der Opferzeugin als wi-

dersprüchlich und demnach die Glaubhaftigkeit ihrer Aussage als ge-

ring einschätzte.105 Dass die Opferzeugin nicht zu allen Zeitpunkten 

Widerstand leistete und es ihr nicht gelang aus der Situation zu flüch-

ten, beeinflusse nicht die Tatsache, dass kein Einverständnis zu der se-

xuellen Handlung von ihrer Seite vorlag.106 Die Forderung, dass Be-

troffene von Vergewaltigung zu allen Zeitpunkten Widerstand leisten 

 
100 CEDAW Communication No 18/2008, Karen Tayag Vertido vs. Philippines, 2010, 
S. 2. 
101 Ebd., S. 5. 
102 Ebd., S. 17.  
103 Ebd., S. 5. 
104 Ebd., S. 14. 
105 Ebd. 
106 Ebd., S. 15. 
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sollten und jede Gelegenheit zur Flucht nutzen müssten107, basiert auf 

Vergewaltigungsmythen über typisches Verhalten von Betroffenen.108 

Außerdem stellt der UN-Fachausschuss fest, dass die Richterin sich in 

ihrer Entscheidung zuungunsten der Klägerin auch auf geschlechtsba-

sierte Stereotype über männliche und weibliche Sexualität habe leiten 

lassen, wenn sie davon ausging, dass ein um die 60 Jahre alter Mann 

nicht in der Lage sein könnte, gegen den Widerstand der Betroffenen 

zur Ejakulation zu kommen.109 Auch die Tatsache, dass die Betroffene 

und der Täter sich bekannt waren, verleiteten das Gericht aus Sicht des 

UN-Fachausschusses ungerechtfertigterweise zu der Annahme, dass 

keine Vergewaltigung stattgefunden haben könne. Dies benennt der 

UN-Fachausschuss ebenfalls als eine auf Mythen basierende An-

nahme, da das Bekanntschaftsverhältnis in dieser Hinsicht unerheb-

lich ist und es lediglich um das Vorliegen oder Nicht-Vorliegen eines 

Einverständnisses geht.110 Die Entscheidung des UN-Fachausschusses 

ist besonders signifikant, da darin einerseits konkrete Vergewalti-

gungsmythen benannt und als ungerechtfertigt entlarvt werden, ande-

rerseits bekräftigt wird, dass Stereotypisierung durch ein Gericht die 

Rechte auf Nicht-Diskriminierung und einen fairen Prozess verletzen 

und Vertragsstaaten dafür verantwortlich sind, solche Verletzungen zu 

unterbinden.111  

Eine richtungsweisende Gerichtsentscheidung des Europäischen Ge-

richtshofs für Menschenrechte ist auch die im Fall M.C. vs. Bulgaria 

aus dem Jahr 2003. Die Klägerin sah sich in ihren Rechten aus Artikel 

3 (Folterverbot), 8 (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens), 

13 (Recht auf wirksame Beschwerde) und 14 (Diskriminierungsverbot) 

Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) verletzt, da das bul-

garische Recht und die Rechtspraxis in Vergewaltigungsfällen seine 

 
107 Außer Acht gelassen wird hierbei etwa, dass die sogenannte Schockstarre (tonische 
Bewegungslosigkeit) eine weit verbreitete und häufige körperliche Reaktion auf Ver-
gewaltigungen darstellt. Möller/Sündergaard/Hellström, Tonic immobility during sex-
ual assault (2017). 
108 CEDAW Communication No 18/2008, Karen Tayag Vertido vs. Philippines, 2010, 
S. 15. 
109 Ebd., S. 16.  
110 Ebd. 
111 Cusack, Eliminating Judicial Stereotyping, 2014, S. 36f. 
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Pflicht zur Sicherstellung eines effektiven rechtlichen Schutzes vor 

Vergewaltigung und sexuellem Missbrauch nicht erfüllte.112 Insbeson-

dere ging es darum, dass die bulgarische Rechtspraxis Vergewaltigung 

nur dann als solche verfolgte und bestrafte, wenn Beweise für deutli-

chen physischen Widerstand der Betroffenen* vorlagen. In seinem 

Urteil gab der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte der Klä-

gerin teilweise recht und bestimmte, dass Mitgliedstaaten verpflichtet 

sind, Fälle von Delikten gegen die sexuelle Selbstbestimmung auch 

dann zu verfolgen, wenn kein Beweis für körperlichen Widerstand der 

Betroffenen* vorliegt und dass sie diese insbesondere nicht lediglich 

aufgrund des Fehlens solcher Beweise abweisen dürfen.113 Der Fokus 

der Untersuchung soll sich demnach auf die Frage konzentrieren, ob 

ein Einverständnis zu der sexuellen Handlung vorlag. Damit adressiert 

das Urteil den Vergewaltigungsmythos, dass Betroffene von Vergewal-

tigung sich in jedem Fall wehren (können und müssen) und das Nicht-

Erfolgen von körperlichem Widerstand einer Einwilligung entsprä-

che.  

„The investigation and its conclusions must be centred on the issue of 
non-consent. That was not done in the applicant's case. The Court finds 
that the failure of the authorities in the applicant's case to investigate 
sufficiently the surrounding circumstances was the result of their put-
ting undue emphasis on “direct” proof of rape. Their approach in the 
particular case was restrictive, practically elevating “resistance” to the 
status of defining element of the offence.”114 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass auf Grundlage von internati-

onalen Bestimmungen wie CEDAW oder der Istanbul-Konvention so-

wie der Europäischen Menschenrechtskonvention ein umfassender 

Schutz von Frauen* vor Benachteiligung durch von Vergewaltigungs-

mythen und geschlechtsbezogenen Stereotypen beeinflusste Recht-

sprechung garantiert ist. Vertragsstaaten müssen demnach sicherstel-

len, dass Vergewaltigungsmythen und geschlechtsbezogene Stereo-

type nicht den Zugang zum Recht für Frauen* erschweren oder ver-

unmöglichen. Deutschland hat sich mit der Ratifizierung der Verträge 

 
112 Council of Europe, M.C. vs. Bulgaria, 2004, S. 1. 
113 Ebd., S. 33. 
114 Council of Europe, M.C. vs. Bulgaria, 2004, S. 33.  
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und der damit verbundenen Aufnahme in das deutsche Recht ver-

pflichtet, diesen Schutz zu gewährleisten. Fortbildungen, wie sie in der 

Istanbul-Konvention 115  und von der UN-Frauenrechtskonvention 116 

gefordert werden, stellen ein wichtiges Mittel dar, um Frauen* vor 

dem Einfluss von Vergewaltigungsmythen und geschlechtsbezogenen 

Stereotypen in Strafverfahren zu schützen. Gleichwohl gibt es in 

Deutschland bis heute keine verpflichtenden Fortbildungen für Rich-

ter*innen. 

  

 
115 DJB, Themenpapier 5 Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland, 2019, 

https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-28/ (10.11.2020). 
116 CEDAW General Recommendation No. 19, 24 b. 
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C. Analyse der Situation in Deutsch-
land 

I. Rahmenbedingungen des deutschen Strafpro-
zessrechts 

1. Genderstereotype als Fehlerquellen im Strafprozess 

Anschließend an die aufgeworfenen Problematiken stellt sich die 

Frage, welche Stellung Vergewaltigungsmythen in deutschen Strafpro-

zessen einnehmen. Als Ziel eines Strafverfahrens wird die materiell 

richtige, prozessordnungsgemäß zustande kommende, Rechtsfrieden 

schaffende Entscheidung über die Strafbarkeit der*des Beschuldigten 

definiert, womit die Erforschung des tatsächlichen Geschehens im 

Zentrum des Prozesses steht.117  

Der Strafprozess lässt sich indes nach Peters in seiner Gesamtheit nicht 

allein vom Rechtlichen verstehen.118 Zutreffend schreibt Schreiber: 

„Im Prozeß finden sich Beziehungen, die nicht in handlungsleitenden 
Normen erfaßt bzw. auch gar nicht erfaßbar sind. Das Prozeßrecht 
enthält oft nur einen weiten Rahmen, Aufträge, Möglichkeiten, die 
von den Beteiligten ausgefüllt und realisiert werden. Deren bewuß-
tes, absichtliches Verhalten hat vielfach unbeabsichtigte psychische 
und soziale Auswirkungen, auch um solche latenten Zusammenhänge 
muß es einer auf die Verfahrenswirklichkeit ausgerichteten Betrach-
tung gehen.“119  

Insbesondere für eine wissenschaftliche Betrachtung des Strafprozes-

ses bedeutet dies, dass auch nicht-rechtliche Aspekte untersucht wer-

den müssen. Der Wahrheitsfindung können auch sogenannte extrale-

gale Merkmale120 in Form von sozialen oder psychischen Hürden im 

 
117 Kindhäuser/Schumann, Strafprozessrecht, § 1, Rn. 4-14; kritisch zu den einzelnen 
Merkmalen MüKo/Kudlich, Rn. 5-11. 
118 Peters, nach: Schreiber, Verfahrensrecht und Verfahrenswirklichkeit, ZStW 1976, 117, 
118. 
119 Ebd., S. 118; Dunkel, Fehlentscheidungen in der Justiz, 2018, S. 59. 
120 Dunkel, Fehlentscheidungen in der Justiz, 2018, S. 77. 
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Weg stehen.121 Vorurteile und Geschlechtsstereotype sind häufig auf-

tretende extralegale Fehlerquellen, die gerade in Verfahren wegen ei-

ner Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung vorkommen kön-

nen. 

Nach § 395 StPO, der die Befugnis zum Anschluss als Nebenkläger*in 

regelt, kann sich die verletzte Person als Nebenkläger*in bei bestimm-

ten Delikten der öffentlichen Klage anschließen und so am Verfahren 

teilnehmen. Der Anschluss ist nach § 395 Abs. 1 Nr.1 StPO insbeson-

dere bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung möglich.122 

Der Kerngedanke hinter der Nebenklage ist die Wahrung der Interes-

sen der*des Verletzten vor Gericht. Hierzu gehört unter anderem, Ver-

zerrungen des Sachverhalts, Schuldzuweisungen für das Geschehene 

oder persönliche Angriffe durch andere Verfahrensbeteiligte zu ver-

hindern und die eigene Sicht auf das Geschehene darzustellen.123 In 

ihrer Funktion ist die Nebenklage besonders wichtig, wenn Opferinte-

ressen eine gesellschaftliche Minderheitsposition einnehmen und 

diese von einer Mehrheitsposition in der Justiz nicht erkannt werden, 

wie beispielsweise, wenn weiße Richter*innen Dimensionen von Ras-

sismus mangels eigener Rassismuserfahrung verkennen124 oder wenn 

sie aufgrund von internalisierten Vergewaltigungsmythen eine Verge-

waltigung nur dann vermuten, wenn sie den eigenen Stereotypen ent-

spricht. In Sexualstrafverfahren kommt der Nebenklagevertretung da-

her die Funktion zu, die Rechtsposition der Verletzten zu stärken und 

dabei darauf zu achten, dass bewiesenermaßen falsche Vorstellungen 

wie Vergewaltigungsmythen nicht in die rechtliche Beurteilung des 

Tatgeschehens einfließen und diese so verfälschen.125  

 
121 Peters, Verfahrensrecht und Verfahrenswirklichkeit, ZStW 1976, 117, 152 – 154. 
122 MüKoStPO/Valerius, StPO, § 395, Rn. 1. 
123 MüKoStPO/Valerius, StPO, § 395, Rn. 6-8. 
124 Cobbinah/Danielzik, Rassismus und Menschenrechte, S. 8f.  
125  Richtigerweise sollte die vorurteilsfreie Betrachtung bereits durch das Gericht 
selbst wahrgenommen werden. Aufgrund internalisierten Stereotypen und Vergewal-
tigungsmythen, die aktuell hegemonial sind, ist dies jedoch nicht immer garantiert. 
Dementsprechend ist die Vermeidung der durch sie ausgelösten sekundären Viktimi-
sierung mitunter Aufgabe der Nebenklage um ihr eigentliches Ziel, den Schutz von 
Opferinteressen, durchzusetzen. 
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2. Beweisführung in Aussage-gegen-Aussage Konstellationen bei 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung  

Bei Sexualstrafverfahren liegt oftmals eine Aussage-gegen-Aussage 

Konstellation vor, weitere Beweismittel sind selten.126 Aufgrund der 

eingeschränkten Beweislage in Sexualstrafverfahren kommt den je-

weiligen Aussagen eine besonders hohe Bedeutung zu.127 Mittelpunkt 

der Verhandlung ist dann regelmäßig die Prüfung der Glaubhaftigkeit 

der jeweiligen Aussagen.128 Für deren Beurteilung hat der Bundesge-

richtshof (BGH) in den Grundsatzentscheidungen BGH, Beschluss 

vom 30. 5. 2000 - 1StR 582/99 und BGH, Beschluss vom 01.12.1998 - 

1StR 616/98 maßgebliche Kriterien herausgearbeitet.129  

Während der Verhandlung hat der*die Vorsitzende eine Leitungsbe-

fugnis130 über das Fragerecht. Bei Missbrauch des Fragerechts kann 

er*sie gem. § 241 I StPO das Fragerecht beschränken oder entziehen, 

ungeeignete oder nicht zur Sache gehörende Fragen gem. § 241 Abs. 2 

StPO zurückweisen.131 Ein Missbrauch liegt vor, wenn Art oder Inhalt 

der Vernehmung die Wahrheitsfindung gefährden, schutzwürdige In-

teressen des*der Vernommenen verletzen oder wenn mit der Verneh-

mung sachfremde Zwecke verfolgt werden.132 Nicht zur Sache gehö-

ren Fragen, die sich weder unmittelbar noch mittelbar auf den Gegen-

stand der Untersuchung beziehen oder verfahrensfremden Zwecken 

 
126 Stelzner/Minuth, Genderstereotype in Sexualstrafverfahren, Forum Recht 2018, 89, 
90. 
127 MüKoStPO/Miebach, StPO, § 261, Rn. 231. 
128 KK-StPO/Ott, StPO, § 261, Rn. 100f.; Entgegen vorgebrachter Befürchtungen, wo-
nach eine der Nebenklage gewährte Akteneinsicht gem. § 406e den Beweiswert einer 
Zeug*innenaussage gefährde, indem diese zu einer Art Parteierklärung mutiere 
(bspw. bei MüKoStPO/Miebach StPO, § 261, Rn. 232), statuiert BGH, Beschluss vom 
15.03.2016 - 5 StR 52/16 und BGH, Beschluss vom 5.4.2016 - 5 StR 40/16, dass die Ak-
teneinsicht nicht die Glaubhaftigkeit der jeweiligen Aussage berühre. Mit der Gewäh-
rung des gesetzlich eingeräumten Verletztenrechts gehe nicht typischerweise eine 
Entwertung des Realitätskriteriums der Aussagekonstanz einher, so der BGH, Be-
schluss vom 5.4.2016 - 5 StR 40/16; ebenso existiere nach BGH, Beschluss vom 
15.03.2016 - 5 StR 52/16 kein Rechtssatz des Inhalts, dass eine Kenntnis der Verfah-
rensakte zur Annahme der Unrichtigkeit der in der Hauptverhandlung erfolgten Aus-
sage des Zeugen dränge. 
129 Minuth/Stelzner, Genderstereotype in Sexualstrafverfahren, Forum Recht 2018, 89, 
90. 
130 BeckOK StPO/Gorf, § 240, Rn. 6. 
131 BeckOK StPO/Gorf, § 241, Rn. 4-20. 
132 BeckOK StPO/Gorf, § 241, Rn. 1. 
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dienen.133 Fragen sind ungeeignet, wenn sie nicht zur Wahrheitsfin-

dung beitragen oder aus rechtlichen Gründen nicht gestellt werden 

dürfen.134 Fragen an Zeug*innen, die auf Werturteilen oder Schluss-

folgerungen abzielen, ehrverletzend oder bloßstellend sind, sind un-

zulässig.135 In bestimmten Konstellationen oder bei Zweifeln über die 

Zulässigkeit einer Frage entscheidet das Gericht nach § 242 StPO über 

deren Zulässigkeit.136 Insgesamt ist dabei zu beachten, dass das Gericht 

während der Verhandlung eine Fürsorgepflicht für alle Beteiligten 

trägt, deren Rechte stets gewahrt werden müssen.137 

Die StPO kennt mit § 68a StPO in diesem Sinne eine Beschränkung 

des Fragerechts aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes. 138 Fragen 

nach Tatsachen, die den persönlichen Lebensbereich betreffen, sollen 

gem. § 68a Abs. 1 StPO nur gestellt werden, wenn es unerlässlich ist. 

Nach § 68a Abs. 2 Satz 1 StPO sind Fragen nach der Beziehung zu 

dem*der Beschuldigten oder der verletzten Person nur zu stellen, so-

weit sie für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit des*der Zeug*in erfor-

derlich sind, was dann der Fall sein soll, wenn ohne die Beantwortung 

der Frage die Wahrheit nicht aufgeklärt werden kann. 139 Die Frage 

kann nicht nur das Tatgeschehen betreffen, sondern darauf gerichtet 

sein, die Glaubwürdigkeit eines*einer Zeug*in „in der vorliegenden 

Sache“ 140  zu beurteilen. 141  In Sexualstrafverfahren kommt der Vor-

schrift besondere Bedeutung zu. Sie hat den Zweck, zu verhindern, 

dass Opferzeug*innen ohne erkennbaren Zusammenhang mit dem 

Tatgeschehen ausschweifend über ihr Sexualleben befragt werden 

 
133 BeckOK StPO/Gorf, § 241 Rn. 11. 
134BeckOK StPO/Gorf, § 241 Rn. 6. 
135 BeckOK StPO/Gorf, § 241 Rn. 9. 
136 MüKoStPO/Gaede, StPO, § 242, Rn. 2-4. 
137BGH, Beschluss vom 11. 1. 2005 - 1StR 498/04; BGH, Beschluss vom 16. 6. 2005 - 
1StR 152/05; KK-StPO/Fischer, vor § 1, Rn. 133; Stelzner/Minuth, Genderstereotype in 
Sexualstrafverfahren, Forum Recht 2018, 89, 90. 
138 Die in § 68a I StPO eingefügte 2. Variante wurde, zunächst mit dem primären Ge-
danken Betroffene von sexualisierter Gewalt vor ausgiebigen Fragen über ihr Sexual-
leben zu befragen, durch das 1. OpferschutzG eingefügt, KK-StPO/Slawik, StPO, § 68a, 
Rn. 1a. 
139 BeckOK StPO/Monka, § 68a, Rn. 4. 
140 BeckOK StPO/Monka, § 68a, Rn. 5. 
141 Ebd. 
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können.142 So wurde es als sachfremd angesehen, die Mutter des vom 

Angeklagten missbrauchten Kindes über ihr Sexualleben auszufra-

gen.143 Zwar wird angeführt, dass im Zusammenhang mit der Sexual-

straftat auch das Sexualverhalten der*des Verletzten gegenüber ande-

ren Personen relevant sein kann144, dabei muss indessen berücksichtigt 

werden, dass die Zustimmung oder Ablehnung zu einer Situation sich 

allein in der jeweiligen Situation konstituiert und nicht aus vorange-

gangenen Geschehen übertragbar ist.145 Besonders, wenn es um den 

entgegenstehenden Willen des Opfers geht, muss bei Befragung zum 

vorangegangenen Intimleben des*der Opferzeug*in berücksichtigt 

werden, ob der Täter überhaupt über derartiges Wissen verfügte, um 

Rückschlüsse über den Willen der anderen Person treffen zu können. 

Ob eine Frage unerlässlich ist, liegt zunächst im Ermessen des*der 

Vorsitzenden, bei einer Beanstandung seiner*ihrer Entscheidung 

ergeht ein Gerichtsbeschluss nach § 238 II StPO.146 

Gerichte sind außerdem dazu verpflichtet, Opferschutzinteressen bei 

der Beweisaufnahme zu berücksichtigen, so BGH, Beschluss vom 31. 8. 

2006 - 3StR 237/06: 

„1. Bei seiner Entscheidung über den Umfang der Beweisaufnahme 
ist das Gericht verpflichtet, auch Opferschutzinteressen in seine Er-
wägungen mit einzubeziehen. Das bedeutet auch, das Opfer vor einer 
rechtsstaatswidrigen Verteidigung des Angeklagten zu schützen. 

2. Betrifft die Anklage ein von seinem eigentlichen Ablauf her einfach 
gelagertes und wenig komplexes Tatgeschehen, ist es daher bedenk-
lich, wenn das Gericht im Rahmen der insofern nicht schwierigen Be-
weiserhebung dem Verteidiger gestattet, die Befragung des Hauptbe-
lastungszeugen über mehrere Sitzungstage auszudehnen und dabei 

 
142 BeckOK StPO/Monka, § 68a, Rn. 3; KK-StPO/Slawik, § 68a, Rn. 1a; MüKoStPO/Maier, 
§ 68a, Rn. 9. 
143 BGH, Beschluß vom 5. 11. 2003 - 1 StR 368/03, NJW 2004, 239, 240. 
144 KK-StPO/Slawik, § 68a, Rn. 1; MüKoStPO/Maier, § 68a, Rn. 12. 
145 So sei es wissenschaftlicher Standard, dass in einer Aussage-gegen-Aussage-Kons-
tellation allein die Glaubwürdigkeit einer jeweiligen Aussage analysiert werden soll, 
nicht die Glaubhaftigkeit einer Person in ihrer Gesamtheit, vgl. Stellungnahme des DJB 
vom 22.11.2018, Opferrechte in Strafverfahren wegen geschlechtsbezogener Gewalt, S. 
9.  
146 MüKoStPO/Maier, § 68a, Rn. 25. 
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den Kreis der abzufragenden Themenkomplexe außerordentlich weit 
zu ziehen, ja sogar Fragen ohne einen Sachbezug zu den eigentlichen 
Beweisfragen zu stellen.“147 

In der zugrundeliegenden Hauptverhandlung hatte der Verteidiger 

trotz einfachen Sachverhalts eine exzessive Befragung der Opferzeu-

gin vorgenommen, wobei Erkenntnisse für die Aufklärung des Sach-

verhalts vielfach ausblieben.148 

Zu Fragen über das Intimleben statuierte BGH, Beschluss vom 11. 1. 

2005 - 1 StR 498/04, dass Art. 1 Abs. 1 GG stets gewahrt werden müsse:  

„Auch im Rahmen seiner vorrangigen Verpflichtung zur Wahrheits-
ermittlung hat das Gericht (ebenso wie auch die Ermittlungsbehör-
den) jedoch auf die Achtung der menschlichen Würde eines Zeugen, 
wie sie sich letztlich aus dem Rechtsstaatsprinzip ergibt, Bedacht zu 
nehmen (...). „Aufgabe eines sozialen Rechtsstaates ist es nicht allein, 
darauf zu achten, daß die Straftat aufgeklärt und Schuld oder Un-
schuld in einem rechtsstaatlichen Verfahren festgestellt werden, son-
dern auch, daß die Belange des Opfers gewahrt werden" (…) Die be-
sondere Bedeutung dieser Grundsätze wird auch in dem Rahmenbe-
schluß der Europäischen Union über die Stellung des Opfers im Straf-
verfahren vom 15. März 2001 hervorgehoben (…). Aus alledem folgt 
etwa, daß Erörterungen und Beweiserhebungen zu Privat- und ins-
besondere auch Intimleben eines Zeugen, die zu dem Verfahrensge-
genstand in keinem unmittelbaren Zusammenhang stehen, nur nach 
sorgfältiger Prüfung ihrer Unerläßlichkeit statthaft sind.“149 

Bei einer Zurückweisung von Fragen nach § 241 StPO müsse indessen 

darauf geachtet werden, nicht jede potenziell unzulässige Frage aus 

Gründen des Persönlichkeitsschutzes zurückzuweisen, sondern ge-

nau zu differenzieren, welche für die Aufklärung des Tatgeschehens 

 
147 BGH, Beschluss vom 31. 8. 2006 - 3 StR 237/06, NStZ-RR 2007, 21, beck-online. 
148 Ebd. 
149 BGH, Beschluss vom 11. 1. 2005 - 1 StR 498/04, Rn. 20, juris; Hintergrund ist, dass 
die Stellung des Opfers in Strafverfahren zunehmend nicht mehr nur als die eines/ei-
ner Zeug*in betrachtet wird, sondern nunmehr auch dessen Interessen im Rahmen 
des Strafprozesses gewahrt werden sollen; dies gebiete das Prinzip eines sozialen 
Rechtstaates aus Art. 20 I, III GG, so BT Drucks. 15/1976, A. II., S. 7. 
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sachdienlich sind und welche dieses Kriterium nicht erfüllen.150 An-

dernfalls kann ein Revisionsgrund gem. § 337 StPO gegeben sein.151 

Anschließend an die Verhandlung werden die eingeführten Beweis-

mittel, in Sexualstrafverfahren in der Regel die jeweiligen Aussagen, 

nach dem Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung gem. § 

261 StPO gewürdigt, worauf sich dann das Urteil nach § 260 StPO 

stützt. Die Beweiswürdigung unterliegt keinen gesetzlichen Regeln, 

der*die Tatrichter*in hat sie allein aus der eigenen in der Hauptver-

handlung (und nur dort) gewonnenen inneren Überzeugung über den 

Sachverhalt zu bilden.152 

II. Realität innerdeutscher Sexualstrafprozesse  

Die Realität von Sexualstrafverfahren entspricht vielfach weder den 

oben dargelegten Zielen eines Strafprozesses noch den internationa-

len Vorgaben zur Gestaltung solcher Verfahren. Rechtspraktiker*in-

nen berichten, dass sich seit der Gesetzesänderung des materiellen 

Rechts von 2016 die Prozessführung nicht merkbar verbessert habe 

und dass stereotype Vorstellungen immer noch häufig in die Urteils-

findung nach §§ 260, 261 StPO einfließen.153 Im Staatenbericht des CE-

DAW-Ausschusses von 2017 zeigt dieser sich besorgt über die be-

grenzte Kenntnis der deutschen Justiz von der UN-Frauenrechtskon-

vention, beanstandet die geringe Anzeige- sowie Verurteilungsrate von 

sexualisierten Gewalttaten sowie ferner die Verbreitung von ge-

schlechtsbezogenen Stereotypen und Vergewaltigungsmythen in der 

Bevölkerung und im Justizwesen.154 Laut unserer in der Nebenklage 

tätigen Interviewpartnerin beziehen sich die häufigsten Vergewalti-

gungsmythen auf stereotype Annahmen über weibliche Sexualität. Sie 

 
150 BeckOK StPO/Monka, StPO, § 68a, Rn. 7; Stellung des DJB vom 22.11.2018, Opfer-
rechte in Strafverfahren wegen geschlechtsbezogener Gewalt, S. 9. 
151 Stellung des DJB vom 22.11.2018, Opferrechte in Strafverfahren wegen geschlechts-
bezogener Gewalt, S. 8-10; BeckOK StPO/Gorf, § 241, Rn. 21-23. 
152 MüKoStPO/Miebach, § 261, Rn. 4, 51. 
153  Lembke, Gewalt im Geschlechterverhältnis, Recht und Staat, in: Foljanty/Lembke 
(Hg.), Feministische Rechtswissenschaft, § 11, Rn. 21. 
154 CEDAW Concluding Observations Germany 2017, S. 3, D. 9., S. 9, D. 25. (b), (f). 
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schlagen sich in Vorstellungen über ein „richtiges“ Opferverhalten nie-

der und ziehen teilweise ausdrücklich Alkoholkonsum, Frisur, Weinen 

während der Vernehmung, das Sexualleben oder den Kleidungsstil der 

Opferzeug*in als Kriterien für deren Glaubwürdigkeit heran.  

Im Folgenden soll zunächst anknüpfend an die oben erfolgte Katego-

risierung der Vergewaltigungsmythen von Burt anhand diverser 

Fälle 155 herausgearbeitet werden, welche Vergewaltigungsmythen in 

den Verfahren Eingang finden.156 Es soll aufgezeigt werden, inwieweit 

mangelnde Sensibilisierung in Geschlechtsfragen sich negativ auf die 

Erfassung des Unrechts einer Tat auswirken und damit Opfer be- und 

Täter entlastend wirken. Die Mythen zeigen sich sowohl bei der mate-

riellrechtlichen Bewertung der Tat als auch im prozessrechtlichen Be-

reich. 

1. Vergewaltigungsmythos Kategorie 1: „In Wirklichkeit ist nichts 
passiert“ 

Nach dem Mythos der ersten Kategorie wird geleugnet, dass es über-

haupt zu einem sexuellen Kontakt gekommen ist.157 Mythen, wonach 

sich Betroffene aus diversen Gründen eine Vergewaltigung ausdenken 

und den Täter fälschlicherweise beschuldigen würden, gehören in 

diese Kategorie.158 In Deutschland sind diese Vorstellungen verbreitet 

und führen auf unterschiedlichen Institutionsebenen zu der Schluss-

folgerung, die betroffene Person habe sich alles ausgedacht und ihre 

Aussage sei nicht glaubhaft, so auch in zwei der von uns untersuchten 

Einstellungsbescheiden.  

 
155 In die Auswertung wurden die über juristische Onlineportale einsehbare Recht-
sprechung seit der Sexualstrafrechtsreform sowie Einstellungsbescheide und Akten 
unserer Kooperationsanwältin einbezogen.  
156 In der Realität lassen sich die Mythen nicht derart streng trennen, sondern sind 
ineinander verwoben. Um aufzuzeigen, in welcher Dimension Vergewaltigungsmy-
then in der juristischen Behandlung auftreten, sollen sie dennoch als Kategorisierung 
herangezogen werden.  
157 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 
13. 
158 Ebd., S.13. 
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In einem begründete die Staatanwaltschaft Berlin die Einstellung eines 

Verfahrens auf der Grundlage der Einschätzung einer psychologi-

schen Sachverständigen, wonach die Betroffene sich einen sexuellen 

Übergriff wegen ihrer depressiven Erkrankung eingeredet habe. Die 

Staatsanwaltschaft gibt im Einstellungsbescheid folgende Feststellun-

gen der Gutachterin zur Begründung wieder: „Insbesondere ihre depres-

sive Erkrankung fördere Grübeleien. Wiederholte gedankliche Beschäftigung 

mit Inhalten (…) könne dazu führen, dass die Inhalte sich für den Betroffenen 

zunehmend „sicherer“ anfühlten und auf diesem Wege subjektive Überzeugung 

vertieft werde, dass es sich also um Erinnerungen an reale Ergebnisse handle.“ 

Die Diagnose einer Posttraumatischen Belastungsstörung, die die The-

rapeutin der Mandantin auf eine Vergewaltigung zurückführte, habe 

„autosuggestiven Prozesse“ bei der Mandantin gefördert, die Therapeutin 

habe also ihrer Klientin eingeredet, vergewaltigt worden zu sein.  

In einem anderen Einstellungsbescheid kommt die Staatsanwaltschaft 

Berlin, obwohl der Beschuldigte gegenüber einer anderen Person Ge-

schlechtsverkehr mit der Betroffenen (die Tat) eingeräumt hatte, zu 

der Schlussfolgerung, dieser habe nicht stattgefunden. Begründet wird 

das mit der Verwunderung eines Elternteils der intelligenzgeminder-

ten Betroffenen, dass diese den Begriff „Vergewaltigung“ gekannt 

habe. Die Betroffene gab daraufhin an, den Begriff im Fernsehen ge-

hört zu haben und pornographische Inhalte gesehen zu haben und den 

Begriff daher zu kennen. Daraus schlussfolgerte die Staatsanwalt-

schaft, es könne nicht ausgeschlossen werden, dass sie sich die Ge-

schehnisse ausgedacht habe: „Dies erklärte Ihre Mandantin damit, dass sie 

durchaus zum einen schon pornografische Filme gesehen habe, zum anderen 

aber durch die Fernsehsendung „Aktenzeichen XY“ auf das Thema Vergewal-

tigung gestoßen ist. Dann kann aber auch eine dadurch beeinflusste Schilde-

rung des Geschehens, mithin ein erheblicher suggestibler Anteil in der Aussage 

ihrer Mandantin nicht ausgeschlossen werden.“ 

Beide Verfahren wurden von der Staatsanwaltschaft mangels hinrei-

chenden Tatverdachts gem. § 170 Abs. 2 StPO eingestellt, denn in bei-

den Fällen schlussfolgerte die Staatsanwaltschaft, es sei nicht auszu-

schließen, dass die Betroffenen sich den Übergriff nur eingebildet hät-

ten. 



35 

 

Die Dimension, mit denen den Betroffenen von Sexualdelikten und 

anderen Delikten unterschiedliche Glaubwürdigkeit zugesprochen 

wird, verdeutlicht ein Urteil des Landgerichts (LG) Aachen, welches 

der BGH revidierte. Der Angeklagte drohte der als Prostituierte tätigen 

Nebenklägerin, wobei es ihm auch darauf ankam, den Geschlechtsver-

kehr zu vollziehen. Die Nebenklägerin war sichtlich verängstigt und 

zitterte, er vollzog trotzdem gegen ihren Willen Geschlechtsverkehr 

an ihr. Aus Angst forderte die Nebenklägerin ihr sonstiges Honorar 

nicht ein.159 Das LG verurteilte ihn wegen Erpressung, nicht aber we-

gen einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung. Es bewertete 

die Glaubhaftigkeit der Aussagen der Nebenklägerin in allen Punkten 

als glaubhaft bis auf die Beschuldigung der Vornahme des Ge-

schlechtsverkehrs gegen ihren Willen: 

Der BGH stellte in seinem Urteil fest, dass eine derart unterschiedliche 

Beurteilung der Glaubhaftigkeit einer Begründung bedürfe: 

„Schon diese differenzierende Bewertung der Glaubhaftigkeit einzelner 
Aussageteile hätte einer näheren Begründung bedurft, die das Urteil ver-
missen lässt. Glaubt das Gericht einen Teil der Aussage des Belastungs-
zeugen, obwohl es ihm in anderen Teilen nicht folgt, bedarf dies regelmä-
ßig einer besonderen Begründung. Daher wäre das LG gehalten gewesen, 
auch die Angaben, die die Nebenkl. in ihren polizeilichen Vernehmungen 
sowie in der Hauptverhandlung zu den Vergewaltigungsvorwürfen ge-
macht hat, inhaltlich mitzuteilen und auf dieser Grundlage nachvollzieh-
bar darzutun, aus welchen Erwägungen es deren Bekundungen zu den 
Vergewaltigungen als nicht ausreichend für den sicheren Nachweis ent-
sprechender Übergriffe des Angekl. erachtet, die übrige Schilderung der 
Tat im April 2016 aber für uneingeschränkt glaubhaft gehalten und als 
tragfähige Grundlage für eine Feststellung des Tatgeschehens angesehen 
hat.“160 

Ferner wies der BGH darauf hin, dass der Tatbestand einer Vergewal-

tigung erfüllt sei.161  

 
159 BGH, Beschluss vom 16.10.2019 – 2 StR 466/18, NStZ-RR 2020, 43, 43. 
160 Ebd. 
161 Ebd. 
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Die Praxis, den Betroffenen nicht zu glauben, ihnen das Erlebte abzu-

sprechen und als Erfindungen darzustellen, findet in der deutschen 

Justiz somit immer noch statt. 

Der Mythos der lügenden Frau spiegelt sich ferner in Befürchtungen 

bezüglich der Akteneinsicht durch die Nebenklage gem. § 406e StPO, 

wonach durch eine parteiische Vorbereitung auf die Vernehmung 

diese ihren Zweck verlieren würde. Gerichte verwehren der Neben-

klage oftmals in sogenannten Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen 

die in § 406e StPO normierte Akteneinsicht mit der Begründung, die  

Zeugin würde ihre polizeiliche Aussage auswendig lernen, um dann 

widerspruchsfrei ihre Lüge aufrecht erhalten zu können. 162 Dass es 

sich dabei um ein geschlechtsbezogenes Vorurteil handelt, wird an der 

mangelnden Aufmerksamkeit deutlich, die der Glaubhaftigkeit der 

Aussagen von Polizist*innen vor Gericht geschenkt wird. Obwohl 

diese sich als „Berufszeug*innen“163 regelmäßig auf ihre Vernehmun-

gen vorbereiten, oft anhand eines in der Gruppe zuvor angefertigten 

Dokuments, wird ihre Glaubhaftigkeit kaum in Zweifel gezogen, ihnen 

wird sogar nachgesagt, besonders gute Zeug*innen zu sein und das, 

obwohl sie unter Umständen ein eigenes Interesse an der Verurteilung 

des*der Angeklagten als Bestätigung ihrer Arbeit haben werden.164   

Insgesamt herrscht immer noch ein Doppelstandard in der Beurtei-

lung von Zeug*innenaussagen und deren Glaubhaftigkeit aufgrund 

von Vergewaltigungsmythen und geschlechtsbezogenen Stereotypen. 

2. Vergewaltigungsmythos Kategorie 2: „Es ist nichts Schlimmes 
passiert“ und „Alles halb so wild“ 

In dieser Kategorie wird die Vornahme sexueller Handlungen zwar an-

erkannt, diese und ihre Wirkungen aber heruntergespielt nach dem 

Motto, „es sei alles halb so wild“.165 

 
162 Stellung des DJB vom 22.11.2018, Opferrechte in Strafverfahren wegen geschlechts-
bezogener Gewalt, S. 15f. 
163 Theune, Polizeibeamte als Berufszeugen im Strafverfahren, 2020, S. 29. 
164 Ebd., S. 135, S. 83, S. 252; BeckOK StPO/Monka, § 69, Rn. 1. 
165 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 
13. 
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Dieses Denken manifestiert sich in BGH, Beschluss vom 4.12.2018 - 1 

StR 546/18. Zwischen der Nebenklägerin und dem Angeklagten kam es 

zunächst zu einvernehmlichem Geschlechtsverkehr. Nachdem der 

Angeklagte anfing, die Nebenklägerin zu schlagen und zu beißen, gab 

sie diesem zu verstehen, damit nicht einverstanden zu sein. Bezüglich 

des nach den Schlägen und Bissen stattfindenden Oralverkehrs stellte 

das LG fest, die Nebenklägerin sei mit diesen Handlungen nunmehr 

nicht mehr einverstanden.  

„Nach dem Analverkehr erklärte der Angekl., im Mund der Geschä-
digten „kommen zu wollen“, wobei ihm aufgrund der vorherigen Ge-
genwehr und den zurückweisenden Äußerungen der Geschädigten 
klar war, dass diese „keinen Geschlechtsverkehr jeglicher Art und 
auch nicht unter gleichzeitiger Gewaltanwendung“ haben wollte. 
Trotzdem steckte er der Geschädigten seinen Penis in den Mund und 
führte den Oralverkehr aus, wobei er seitlich auf der Geschädigten 
lag, so dass diese nicht ausweichen konnte.“166 

Der BGH revidierte den Urteilsspruch wegen Vergewaltigung, denn 

die Nebenklägerin sei lediglich mit den Schlägen und Bissen nicht ein-

verstanden, mit den restlichen sexuellen Handlungen lasse sich mit 

den Feststellungen des LG ihr entgegenstehender Wille nicht feststel-

len:  

„Dass sich die verbalen und physischen Versuche der Geschädigten, 
den Angekl. zu einem Aufhören zu bewegen, auch auf die sexuellen 
Handlungen in Form von Oral- und Analverkehr bezogen, ist den 
Feststellungen nicht eindeutig zu entnehmen. Vielmehr kann hier-
nach nicht ausgeschlossen werden, dass die Geschädigte mit dem Ge-
schlechtsverkehr als solchem weiterhin und bis zuletzt einverstanden 
war und sich ihr erkennbar entgegenstehender Wille nur auf das Zu-
fügen von Schmerzen durch Schläge und Bisse bezog. Auch aus dem 
Umstand, dass die Geschädigte vor Schmerzen schrie und der Angekl. 
ihr zeitweise den Mund zuhielt, lässt sich für ein fehlendes Einver-
ständnis der Geschädigten mit dem Geschlechtsverkehr als solchem 
nichts ableiten.“167 

 
166 BGH, Beschluss vom 4.12.2018 − 1 StR 546/18, NStZ 2019, 407, 408. 
167 Ebd. 
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Der Betroffenen wird ihre Wahrnehmung des Geschehens als eine 

Vergewaltigung abgesprochen. Hätte sie selbst die Schläge und Bisse 

lediglich als Körperverletzung wahrgenommen und wäre sie mit den 

sexuellen Handlungen einverstanden gewesen, hätte sie sich wohl 

kaum der Anklage wegen einer Straftat gegen ihre sexuelle Selbstbe-

stimmung als Nebenklägerin angeschlossen. Diese Entscheidung be-

stätigt ihr Erlebens des Vorfalls als Verletzung ihrer sexuellen Selbst-

bestimmung durch den Beschuldigten. 

Nach der Gewaltanwendung war sie sichtlich nicht mehr mit dem Ge-

schehen einverstanden. Ferner erscheint die Vorstellung, dass eine 

Person mit einer anderen, die ihr entgegen dem eigenen Willen Ge-

walt zufügt, den Geschlechtsverkehr trotz der groben Missachtung des 

entgegenstehenden Willens fortsetzen will, fernliegend. Üblicherweise 

wird man den Umgang mit einer Person, die einem entgegen dem er-

klärten eigenen Willen Gewalt zufügt, nicht noch länger aufrechterhal-

ten wollen.  

Die Aufteilung, dass die Nebenklägerin mit dem Geschlechtsverkehr 

insgesamt, jedoch nicht mit den Körperverletzungen einverstanden 

sei, ist konstruiert und verwehrt ihr durch die künstliche Differenzie-

rung des Verhaltens das Erlangen von Recht durch eine gerichtliche 

Entscheidung. 

3. Vergewaltigungsmythos Kategorie 3: „Du wolltest es doch“ 

Dieser Mythos bezeichnet die Vorstellung, die*der Betroffene*r sei in 

Wirklichkeit einverstanden mit dem Sexualkontakt. Dem liegt eine be-

stimmte Vorstellung weiblicher Sexualität zugrunde, dass Frauen zwar 

häufig „nein“ sagten, eigentlich aber „ja“ meinten, dass Frauen sich in 

der Interaktion mit Männern gerne zierten oder dass sie Gewalt anzie-

hend fänden.168 Wenn ihnen gewisse Handlungen zu gewalttätig wer-

den, müssten sie sich ausreichend zur Wehr setzen. Dies sei auch er-

forderlich, damit die andere Person den entgegenstehenden Willen er-

 
168 Bohner, Vergewaltigungsmythen. Sozialpsychologische Untersuchungen, 1996, S. 
14. 
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kenne. Der Täter des § 177 Abs. 1 StGB muss mindestens mit Eventual-

vorsatz handeln, also den entgegenstehenden Willen des Opfers 

als zentrales Tatbestandmerkmal erkannt haben und billigend in Kauf 

genommen haben, sich über diesen hinwegzusetzen.169 Als Schutzbe-

hauptung kann de lege lata jeder Täter behaupten, den entgegenste-

henden Willen nicht erkannt zu haben. 

Diese Problematik zeigt sich in BGH, Beschluss vom 21.11.2018 – 1 Str 

290/18. Die Nebenklägerin arbeitete als medizinische Fachangestellte 

in einer Klinik, der Angeklagte war dort als Chefarzt tätig. Am Tag des 

Tatgeschehens bat der Angeklagte die Nebenklägerin, mit ihm wegen 

einer Abrechnungsfrage in ein Zimmer mitzukommen. In dem Zim-

mer angekommen stellte sich der Angeklagte mit dem Rücken zur Tür 

und verlangte, dass die Nebenklägerin ihm „einen blase“. Dies lehnte 

die Nebenklägerin ab. Der Angeklagte nahm dann einen Arm der Ne-

benklägerin und versuchte ihn Richtung seines Intimbereichs zu füh-

ren, was ihm nicht gelang, weil sie ihre Arme hinter ihrem Rücken ver-

schränkte. Der Angeklagte versuchte es weiter: 

„Nachdem der Angekl. sein nicht erigiertes Glied aus seiner Hose geholt 
hatte, „verlangte“ er von ihr mehrfach, sein Glied noch einmal zu küssen 
und in den Mund zu nehmen. Die Nebenklägerin erklärte, das nicht zu 
wollen, da sie einen Freund habe, was der Angekl. zwar wahrnahm, aber 
auf sein Ansinnen dennoch „weiter verbal … drängte“. Er versicherte, dies 
sei das letzte Mal und danach werde er aufhören. Während dessen hielt er 
sein nicht erigiertes Glied in der Hand. Trotz ihres weiterhin entgegen-
stehenden Willens gab die Nebenklägerin seinem Glied einen Kuss und 
nahm es für ein bis zwei Sekunden in den Mund, wobei der Angekl. „ihren 
entgegenstehenden Willen zumindest für möglich hielt und billigend in 
Kauf nahm“. Die Nebenklägerin beendete die von ihr ausgehende sexuelle 
Handlung und teilte dem Angekl. mit, dass dies jetzt reiche. Er forderte 
von ihr ein Weitermachen, da er „jetzt aber müsse“, worauf die Nebenklä-
gerin ihm entgegenhielt, dass er sich dann „einen runterholen“ müsse.“170 

 
169 Rengier, Strafrecht AT, 2018, § 14, Rn. 10; zur Diskussion zur Abgrenzung von Even-
tualvorsatz und bewusster Fahrlässigkeit vgl. MüKo/Joecks, § 16, Rn. 31-66; 
Sch/Sch/Sternberg-Lieben/Schuster, § 15, Rn. 72-89.  
170 BGH, Beschluss vom 21.11.2018 − 1 StR 290/18, NStZ 2019, 717, 717. 
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Der BGH nimmt an, der entgegenstehende Wille der Nebenklägerin 

sei ab dem Zeitpunkt, als sie aktiv die sexuelle Handlung an dem An-

geklagten vornahm, nicht mehr erkennbar. Ob ein entgegenstehender 

Wille vorlag, soll aus der Sicht eines objektiven Dritten beurteilt wer-

den.171 Für ihn sei ein solcher erkennbar, wenn der*die Betroffene den 

entgegenstehenden Willen zum Tatzeitpunkt ausdrücklich oder kon-

kludent kundtut.172 Für einen objektiven Dritten stelle sich vorliegend 

das Verhalten der Nebenklägerin bei losgelöster Betrachtung im ei-

gentlichen Tatzeitpunkt nicht als ein Handeln gegen ihren Willen 

dar.173  

Nicht ausgeführt wird allerdings, warum genau dieser Abschnitt der 

Tathandlung komplett losgelöst vom restlichen Geschehen betrachtet 

werden sollte und ob dadurch nicht vielmehr eine verfälschte Darstel-

lung der Tatumstände bewirkt wird. Ferner stellt sich die Frage, wer 

der „objektive Dritte“ ist.174 Zudem betont der BGH, der Angeklagte 

müsse mindestens mit Eventualvorsatz gehandelt haben, durch die ak-

tive Vornahme der Handlung durch die Nebenklägerin könne er je-

doch denken, diese habe ihre Meinung geändert und sei nun doch an-

getan von dem sexuellen Kontakt. Die aktive Vornahme der geforder-

ten Handlung wertete der BGH als Entkräftung der zuvor ausdrücklich 

erklärten Ablehnung, als nach außen erkennbare Abkehr von ihrer 

früheren Haltung.175 Auch sei bei dem Arme-hinter-dem-Rücken-Ver-

schränken nicht genug Kraft aufgewendet worden, um den entgegen-

stehenden Willen zu kommunizieren.176 In ihrer Urteilsbesprechung 

weist Hörnle auf die Zweckrationalität der Entscheidung der Neben-

klägerin hin und argumentiert, die aktive Vornahme der sexuellen 

 
171 Sch/Sch/Eisele, StGB, § 177, Rn. 19; BeckOK/Ziegler, StGB, § 177, Rn. 9. 
172 BT Drs. 18/9097, S. 22-23; Hörnle, Das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes der 
sexuellen Selbstbestimmung, NStZ 2017, 13, 15. 
173 BGH, Beschluss vom 21.11.2018 − 1 StR 290/18, NStZ 2019, 717, 718. 
174 An dieser Stelle könnte die Vermutung aufgestellt werden, dass es sich, ganz nach 
der Formulierung, um einen männlichen Dritten handelt, der nicht notwendiger-
weise objektiv ist; zur Problematik der Figur des „objektiven Beobachters“ weist Hörnle 
in NStZ 2017, 13 auf dessen Schwierigkeit hin, die Figur stoße bei der Rechtsanwen-
dung auf Grenzen der Objektivität und sei anfällig für subjektive Einfärbungen, vgl. 
Hörnle,  NStZ 2017, 13, 15. 
175 BGH, Beschluss vom 21.11.2018 − 1 StR 290/18, NStZ 2019, 717, 718.  
176 Ebd. 
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Handlung sei unter dem Gesichtsunkt der Hierarchieverhältnisse zu 

bewerten, weshalb eine freie selbstbestimmte Entscheidung in diesem 

Fall nicht gegeben sei.177  

Häufig sind in dieser Kategorie außerdem Fälle, in denen zwar im Vor-

hinein eine körperliche Anziehung zwischen den Beteiligten vorlag, 

die Aussagen bezüglich des Einverständnisses in der spezifischen Tat-

situation jedoch auseinander gehen. Durch vorherige Einwilligung in 

den Austausch anderer körperlichen „Zärtlichkeiten“ konstruiert die 

Rechtsprechung ein Einverständnis auch für die Tatsituation oder 

konstatiert, dass zumindest kein erkennbarer entgegenstehender Wille 

vorlag und dieser noch weniger für den mutmaßlichen Täter erkenn-

bar war.  

Dieses täterschützende Vorgehen findet auch dann noch statt, wenn 

objektive Zeugenaussagen die Situation als tatbestandliche Erfüllung 

einer Vergewaltigung belegen. So schildert ein Zeuge, der als Security 

in einem Nachtclub Zeuge einer Vergewaltigung wurde, die erlebte Si-

tuation folgendermaßen:  

„Ich bin auf eine Runde gegangen mit einem Kollegen/einer Kollegin; 
überall kurze Nachfrage, ob alles okay ist. Dann sind wir weiter (…) und 
gingen dann auf die Toilette (…). Da ist mir aufgefallen, dass (…) da je-
mand liegt oder dass da etwas liegt. Man sah halt den Körper und die 
Schultern, die konnte ich halt unten in diesem Spalt sehen. (…) Dann bin 
ich in die Nachbartoilette, um von dort mich auf die Toilette zu stellen 
und rüberzugucken (…). Dabei habe ich gesehen, dass eine Person auf dem 
Rücken auf dem Boden der Toilette liegt (…). Die Körperposition war völ-
lig unentspannt und irgendwie eingeklemmt, weil der Kopf so unnatür-
lich lag (…) und eine andere Person lag auf ihm (…) und war ihn halt am 
Ficken.“ 

Auf die Frage, wie er zu dem Schluss komme, dass die eine Person an 
der anderen Person Geschlechtsverkehr durchgeführt habe, antwor-
tete der Zeuge: 

 
177 Hörnle, Sexueller Übergriff (§ 177 Abs. 1 StGB) bei aktivem Handeln von Geschädig-
ten?, NStZ 2019, 439, 440. 
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„Na ja, er hat rhythmische Bewegungen gemacht und immer wieder ver-
sucht. Ich habe das Eindringen nicht gesehen, aber er hat ihn immer wie-
der so gestoßen und hat quasi nachgerückt. Mir war relativ schnell klar, 
dass es der ersten Person nicht gut geht und dass sie nicht ansprechbar ist 
(…).“178 

Das Gericht sprach den Angeklagten frei. Weil beide Personen Drogen 

genommen hatten und in einem die freie Willenstätigkeit ausschlie-

ßenden Zustand waren, könne nicht festgestellt werden, dass der Op-

ferzeuge nicht doch eingewilligt hätte und/oder der Angeklagte, falls 

ein entgegenstehender Wille des Nebenklägers doch gegeben sei, die-

sen erkannt habe und vorsätzlich sexuelle Handlungen an ihm entge-

gen dessen Willen vorgenommen habe. Ausschlaggebend ist hier die 

Vorstellung, ein Opfer, das mit dem sexuellen Vorgehen des Gegen-

übers wirklich nicht einverstanden sei, müsse sich dann konstant zur 

Wehr setzen, damit die andere Person den entgegenstehenden Willen 

auch erkennen und einordnen könne.  

Derartige Beurteilungen heben jede Verantwortlichkeit auf und schie-

ben sie vom Täter aufs Opfer. Eine Einwilligung in eine bestimmte Si-

tuation gilt nicht für einen beliebig langen Zeitpunkt nach deren (kon-

kludenten) Erteilung, sondern ist im Zusammenhang sich ändernder 

Umstände zu betrachten und neu zu erfragen beziehungsweise zu ge-

ben. 

4. Vergewaltigungsmythos Kategorie 4: „Du hast es verdient“ und 
„Du bist selbst schuld“ 

Schließlich können Vergewaltigungsmythen geprägt sein von der Vor-

stellung, die Gewaltanwendung geschehe der betroffenen Person zu-

recht oder sie habe es provoziert und sei somit selbst schuld.179 Eine 

derartige Verantwortungs- und Schuldverschiebung zeigt sich in den 

zuvor besprochenen Fall BGH, Beschluss vom 4.12.2018 – 1 StR 546/18 

und dem Fall aus dem Nachtclub. Wer sich auf eine Verabredung über 

eine Dating-App einlasse, feiern gehe oder Drogen nehme, sei selbst 

 
178  Der Opferzeuge war in diesem Fall bewusstlos. 
179 Burt, Cultural myths and support for rape, 1980, S. 28.  
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schuld und habe verantwortungslos gehandelt. In diese Kategorie ge-

hören auch Fragen danach, warum der*die Betroffene eine gewaltvolle 

Beziehung nicht selbst beende und sich trenne.180 Wirtschaftliche und 

anderweitige patriarchale Abhängigkeitsverhältnisse werden meist au-

ßer Acht gelassen. 

5. Nichtanwendung des § 68a StPO 

Bei Sexualstrafverfahren beklagen Rechtspraktiker*innen und Wis-

senschaftler*innen häufig der Sache nicht dienliche Fragen an die Op-

ferzeug*innen, beispielsweise über deren sexuelle Vorlieben, das all-

gemeine sexuelle Vorleben oder deren generellen Alkoholkonsum.181 

Ein besonders ausgiebiges sexuelles Vorleben, psychische Erkrankun-

gen wie eine Depression (s.o. C. II. 1.) oder eine angebliche Nebentätig-

keit als Gelegenheitsprostituierte sollen den*die Nebenkläger*in dis-

kreditieren und unglaubhaft erscheinen lassen.182 

BGH, Beschluss vom 11.1.2005 – 1 StR 498/04 stellte eine Reihe von 

unangebrachten Fragen über das Leben der Opferzeug*in fest. So sei 

es unangebracht zu thematisieren, ob die Nebenklägerin Geschlechts-

verkehr mit dem Kaminkehrer oder Postboten gehabt habe, sei es auch 

gegen Geld. Ebenso sei es zur Aufklärung des Sachverhalts nicht we-

sentlich, ihr gesamtes Leben vor Gericht aufzurollen, so geschehen 

über „erste lesbische Erfahrungen circa 1985“, einer Bewältigung der 

„Übersiedlung der DDR“ und Schwächen wie „episodischen Alkohol-

missbrauch“.183 

 
180 Grundlage ist ein Verfahren, in dem die Nebenklägerin den Angeklagten mehrfa-
cher häuslicher Gewalt beschuldigte und vom Gericht die Frage aufgeworfen wurde, 
warum sie ihren Mann nicht verlassen habe. Dass sie erst seit kurzer Zeit in Deutsch-
land war, niemanden außer ihren Mann kannte und kein Deutsch sprach, wurde nicht 
berücksichtigt; die Mandantin erfuhr in diesem Fall nicht nur sexistische, sondern 
auch rassistische Diskriminierung, da ihr als Motivation zur Falschanzeige unterstellt 
wurde, es käme ihr darauf an, eine Aufenthaltserlaubnis für Deutschland zu bekom-
men; siehe zur diesbezüglichen Problematik die Stellungnahme von DJB vom 
13.02.2020 zur Rücknahme des Vorbehalts zu Art. 59 der Istanbul-Konvention, 
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st20-12/, (18.05.2020). 
181 Stellungnahme des DJB vom 22.11.2018, Opferrechte in Strafverfahren wegen ge-
schlechtsbezogener Gewalt, S. 9.  
182 BGH, Beschluss vom 11. 1. 2005 - 1 StR 498/04, NJW 2005, 1519. 
183 BGH, Beschluss vom 11. 1. 2005 - 1 StR 498/04, NJW 2005, 1519, 1521. 

https://www.djb.de/themen/thema/ik/st20-12/
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Fragen, die die Intimsphäre des*der Nebenkläger*in verletzen, wer-

den in der Praxis unzureichend nach § 240 Abs. 2 StPO zurückgewie-

sen, § 68a StPO ungenügend angewandt.184 

  

 
184 DJB, Themenpapier vom 29.11.2019, Effektive Strafverfolgung von sexualisierter 
Gewalt, 2019, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st19-28?actback-
Pid=50&cHash=2f4061a7e906847eedbc52dcd2c5fed1 (19.09.2020). 
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D. Anforderungen an Fortbildungen 
für die Justiz 

I. Ziele von Fortbildungen für die Justiz 

Die Realität der deutschen Sexualstrafverfahren zeigt, dass extralegale 

Einflüsse wie Vergewaltigungsmythen nach wie vor vielfach Einfluss 

auf die Verfahren nehmen. Damit entsprechen sie weder den nationa-

len noch den internationalen Vorgaben nach einem objektiven, fairen, 

vorurteilsfreien Verfahren. Da Vergewaltigungsmythen systematisch 

den Zugang zum Recht für Betroffene sexualisierter Gewaltverbre-

chen erschweren, gilt es ihrem Einfluss entgegenzuwirken. Sowohl die 

Istanbul-Konvention als auch die UN-Frauenrechtskonvention for-

dern dafür Fortbildungen und Qualifizierungsprogrammen für Jus-

tizorgane, die mit dem Umgang von Verbrechen gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung betraut sind.185 Insbesondere die bereits erwähnten 

Abschließenden Bemerkungen des CEDAW-Ausschusses für Deutsch-

land aus dem Jahr 2017 untermauern diese Forderung, indem sie das 

Vorherrschen von geschlechtsbasierten Stereotypen und Vergewalti-

gungsmythen in der Gesellschaft und im Justizsystem bemängeln und 

Programme zur Erhöhung des Bewusstseins über die Dimensionen 

hinter sexualisierter Gewalt für die Öffentlichkeit und für die Justiz 

verlangen.186  

Die Anforderungen sowie Inhalte solcher Fortbildungen für die Justiz 

können dabei unterschiedlich sein, wobei das Ziel stets sein sollte, den 

Einfluss von Vergewaltigungsmythen in Sexualstrafprozessen aufzu-

zeigen, ein Verständnis für die Problematik unter den Teilnehmenden 

zu bewirken, um somit eine vorurteilsbasierte Beeinflussung von Ent-

scheidungen zu minimieren und die Sicherstellung von gleichen 

Rechten und Nicht-Diskriminierung nicht nur de jure, sondern auch 

 
185 CEDAW General Recommendation No. 19, 24 b; Art. 15 Istanbul-Konvention. 
186 CEDAW, Concluding Observations on the 7th and 8th periodic reports of Germany, 
2017, Nr. 25f und 26f. 
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de facto zu garantieren. Da Vergewaltigungsmythen, wie bereits dar-

gelegt, an verschiedenen Abschnitten der justice chain Einfluss entfalten 

können, sollten für alle Organe, die an der Aufklärung von Sexualde-

likten beteiligt sind, wie Strafverteidiger*innen, Nebenklagevertre-

ter*innen, Richter*innen, Justizbeamt*innen und auch Polizeibe-

amt*innen, Fortbildungen konzipiert werden. Der Fokus dieser Arbeit 

liegt indessen auf dem Sexualstrafverfahren selbst. Darin und insbe-

sondere in der mündlichen Verhandlung kommt den Richter*innen 

eine besondere Stellung und Verantwortung zu (s.o. C. I. 2.). Ihnen ob-

liegt im Rahmen der gesetzlichen Ausgestaltung des Prozesses dessen 

Leitung. Damit können sie entscheidend auf das Klima im Gerichtssaal 

einwirken. Vorausgesetzt, das Gericht ist vertraut mit diskriminieren-

den geschlechtsbezogenen Vorurteilen und Vergewaltigungsmythen, 

könnte es wesentlich darauf hinwirken, Fragen bei den Vernehmun-

gen, die auf Vergewaltigungsmythen beruhen, als solche zu erkennen 

und abzuwehren. Dafür sind die §§ 68a, 241, 242 StPO geeignete An-

knüpfungspunkte im nationalen Recht. Dies würde der objektiven 

Wahrheitsfindung zugutekommen, einen diskriminierungsfreien Zu-

gang zum Recht unterstützen und sekundäre Viktimisierung verhin-

dern. Dabei sollten die Fortbildungen nicht nur grundlegende Begriffe 

vermitteln, sondern die Teilnehmenden auch dazu befähigen, die Er-

kenntnisse in ihrem beruflichen Alltag anzuwenden und ihnen Hand-

lungsmöglichkeiten aufzuzeigen.187 

Fortbildungen zur Behandlung sexualisierter Gewalt durch die Straf-

justiz wären dabei kein Novum. Seit der Sexualstrafrechtsreform von 

2016 bietet die Deutsche Richterakademie eine Fortbildung zu der 

neuen Gesetzeslage an, ebenso gibt es eine Fortbildung, die unbe-

wusste Vorurteile adressieren soll.188 Diese behandeln jedoch lediglich 

 
187 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S. 10. 
188 Tagung der Deutschen Richterakademie, Strafverfolgung bei sexuellem Übergriff 
– Die “Nein-heißt-Nein-Lösung” im Strafgesetzbuch, http://www.deutsche-richterak-
ademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-
49436350fd4c&uCon=aaa60d67-2253-1d61-0bf4-5e1506350fd4&press=true&pa-
gesize=1&page=1&mode=detail , (17.05.2020); Tagung der Deutschen Richterakade-
mie, Der MENSCH in der Robe, 
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?u-
Men=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=5da10427-a54f-ec61-0a6f-
49436350fd4c&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail, (17.05.2020). 

http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=aaa60d67-2253-1d61-0bf4-5e1506350fd4&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=aaa60d67-2253-1d61-0bf4-5e1506350fd4&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=aaa60d67-2253-1d61-0bf4-5e1506350fd4&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=aaa60d67-2253-1d61-0bf4-5e1506350fd4&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=5da10427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=5da10427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
http://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=cb760427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&uCon=5da10427-a54f-ec61-0a6f-49436350fd4c&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
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materiell-rechtliche Fragen oder Vorurteile im Allgemeinen. Fortbil-

dungsprogramme, die spezifisch die Problematik rund um Genderste-

reotype und Vergewaltigungsmythen im Strafprozess adressieren, gibt 

es in Deutschland noch nicht. In anderen Ländern existieren bereits 

Fortbildungen zu Genderstereotypen in der Justiz, beispielsweise in 

den USA im Rahmen des National Judicial Education Programm (NJEP) 

oder vom Consejo General del Poder Judicial (C.G.P.J.) in Spanien.189 Sie 

zielen darauf ab, ein Verständnis vom sozialen Konstrukt Geschlecht 

zu vermitteln sowie die Strukturen hinter sexualisierter Gewalt aufzu-

zeigen, wobei sie sich auf konkrete Mythen beziehen und ihnen wis-

senschaftlich gesicherte Erkenntnisse gegenüberstellen.190 Zusätzlich 

zeigen sie die Bedeutung der Mythen für irregeleitete Gerichtsent-

scheidungen auf.191 In einem Text des NJPE berichten Richter*innen, 

was sie gerne über Vergewaltigungen gewusst hätten, bevor sie über 

einen Fall entscheiden mussten.192 Der spanische C.G.P.J. veröffent-

lichte ein Handbuch, in dem es die weiterführende Qualität von Fra-

gen an die Verfahrensbeteiligten analysiert und einen Fragekatalog 

mit hilfreichen Fragen zur Aufklärung eines Sexualdelikts aufstellt.193 

Nachfolgend sollen basierend auf den vorangegangenen Erkenntnis-

sen dieser Arbeit sowie auf einer Synthese der bereits existierenden 

Fortbildungen die wichtigsten Fortbildungsziele und -inhalte darge-

stellt werden.194 

II. Mögliche Fortbildungsinhalte  

 
189 Unter anderem das Training Manual for Judges and Prosecutors, das Handbook for 
Legislation on Women’s Access to Justice, das National Judicial Education Programme 
aus den USA mit vielfältigen Fortbildungsinhalten zu Sexualstrafprozessen und Ver-
gewaltigungsmythen. 
190 National Judicial Education Programme, Judges Tell, 2015, S. 3-19. 
191 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S. 55f. 
192 National Judicial Education Programme, Judges Tell. 
193 Ebd.; Consejo General del Poder Judicial, Guías de buenas prácticas para la toma de 
declaración de víctimas de violencia de género, 2018. 
194 Dabei sollen vor allem mögliche Inhalte dargestellt werden, weniger die konkrete 
Methodik der jeweiligen Inhaltsvermittlung. 
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1. Einleitende Bemerkungen zu Vorurteilen, Abwehrmechanis-
men und der richterlichen Unabhängigkeit 

Zu Beginn einer Fortbildung sollten zunächst einige Grundlagen an-

gesprochen werden. Dazu gehört insbesondere die wissenschaftlich 

nachgewiesene Abwehrreaktion auf die Konfrontation mit eigenen 

Vorurteilen beim Verlassen der eigenen Komfortzone. 195 Mit Kom-

fortzone ist derjenige Bereich gemeint, in dem die Personen aufgrund 

eigener Erfahrungen Wissen haben und sich dementsprechend in der 

Auseinandersetzung damit sicher fühlen.196 Solche persönlichen Er-

fahrungen sind oft an die eigene zugeschriebene Identität geknüpft. 

Sexismuserfahrungen machen dementsprechend besonders weibliche 

oder andere durch ihre marginalisierte Geschlechtsidentität diskrimi-

nierte Personen. Bei fehlender Erfahrung mit diesen Diskriminie-

rungsformen fühlen sich damit konfrontierte Personen oft angegrif-

fen und etablieren eine Abwehrhaltung.197 Diesen Automatismus an-

fangs anzusprechen, ist daher besonders bedeutend und hilfreich für 

eine tiefergehende Auseinandersetzung mit eigenen stereotypen Vor-

stellungen und diskriminierendem Verhalten.198 

Weiterhin relevant ist es, die richterliche Unabhängigkeit in Verbin-

dung mit den Fortbildungsinhalten anzusprechen und möglicherweise 

zu diskutieren. Unter Jurist*innen in Deutschland werden ver-

pflichtende Fortbildungen für Richter*innen teilweise mit dem Argu-

ment abgelehnt, dass sie dem Grundsatz der richterlichen Unabhän-

gigkeit entgegenstünden.199 Vielmehr als die richterliche Unabhängig-

keit zu gefährden, tragen Fortbildungen jedoch dazu bei, Richter*in-

 
195 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017; Cobbinah/Dan-
ielzik, Rassismus und Menschenrechte, S. 9-10. 
196 Cobbinah /Danielzik, Rassismus und Menschenrechte, S. 9-10.  
197 Ebd., S. 9-10. 
198 Ebd., S. 10.  
199 In Nordrhein-Westfalen gilt seit 2015 eine Pflicht zur Fortbildung für Richter*in-
nen und Staatsanwält*innen, vgl. Stellungnahme des DJB vom 22.11.2018, Opferrechte 
in Strafverfahren wegen geschlechtsbezogener Gewalt, S. 13; ebenso wird an dieser 
Stelle angeführt, dass eine Fortbildungspflicht nicht gegen die richterliche Unabhän-
gigkeit verstoße, vgl. von Mangoldt/Klein/Starck (Hg.), Kommentar zum Grundgesetz, 
Bd. 3, 3. Aufl. 2018, Art. 97 GG, Rn. 29, nach Stellungnahme des DJB vom 22.11.2018, S. 
14, Fn. 65. 
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nen eine unabhängigere und von Vorurteilen und Stereotypen unbe-

einflusste Rechtsprechung zu ermöglichen. Laut der Antwort der Bun-

desregierung auf eine kleine Anfrage der Bündnis 90/Die Grünen zur 

Qualität der Justiz und Fortbildungsrecht und -pflicht für Richter*in-

nen bestehe für dieselben bereits eine allgemeine Pflicht zur Fortbil-

dung, die sich aus geltendem Recht in Ausgestaltung des Richteramtes 

und aus den Anforderungen an die Ausübung des Berufsalltags ergibt. 

Die Justiz sei daher dem Grundsatz des lebenslangen Lernens ver-

pflichtet.200  

Bereits an dieser Stelle und anschließend an die Frage der richterlichen 

Unabhängigkeit sollten als Grundkonzepte ein gender sensitive approach 

und ein gender blind approach gegenübergestellt werden. Ein gender sen-

sitive approach beschreibt einen Ansatz, der die gesellschaftlichen Un-

gleichheiten aufgrund der Geschlechtsidentität berücksichtigt.201 Da-

bei sollte betont werden, dass dieser Ansatz essentiell ist, um weiblich 

gelesenen Personen einen diskriminierungsfreien Zugang zum Recht 

zu garantieren.202 Ein gender blind approach, der oft Objektivität bean-

sprucht, verkennt hingegen die real vorliegenden Ungleichheiten der 

Geschlechter. Indem dieser Ansatz behauptet, es gäbe keine Ungleich-

behandlung aufgrund des Geschlechts verkennt er gesellschaftliche 

Realitäten und diskriminiert dadurch weiblich gelesene Personen in 

ihrem Zugang zum Recht.203 Dementsprechend ist gerade die Ausle-

 
200 Bundesregierung, Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Katja Keul, Luise Amtsberg, Canan Bayram, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2019, S. 2. 
201 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S. 12. 
202 Ebd., S. 12. 
203 Ebd., S. 12; Als Beispiel für die Auswirkung beider Ansätze kann die Interpretation 
der Abwehrhandlung von (sexualisierter) Gewalt herangezogen werden. Insbesondere 
früher, aber auch heute noch, wird von Betroffenen gefordert, sich körperlich gegen 
Angriffe zu wehren. Bei einem gender blind approach würde man bei einer Auslegung 
von männlichen und weiblichen Personen genau die gleiche Abwehrhandlung for-
dern, bei einem gender sensitive approach hingegen würde man immerhin in Betracht 
ziehen, dass weibliche* Körper mitunter physisch nicht gleichermaßen stark sind wie 
männliche. Fordert man von weiblichen* Personen die gleiche Abwehrhandlung wie 
von cis-männlichen (gender blind approach) führt  das gegebenenfalls zu diskriminie-
renden Nachteilen für weibliche* Personen; ein weiteres klassisches Beispiel findet 
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gung von Gesetzen, die die gesellschaftliche Ungleichheit der Ge-

schlechter nicht berücksichtigt, häufig diskriminierend und behindert 

den Zugang zum Recht.204 In der Fortbildung sollte daher ein grund-

legendes Verständnis einer Gender sensiblen Herangehensweise ver-

mittelt werden.  

2. Stärkung des Verständnisses der sozialen Konstruktion von Ge-
schlecht und sexualitätsbezogenen Vorurteilen 

Insgesamt sollte erreicht werden, dass teilnehmende Richter*innen in 

ihrer Genderkompetenz gestärkt werden. Das verlangt, dass sie nicht 

nur mit den theoretischen Grundbegriffen vertraut sind, sondern auch 

in der Praxis geschlechtsbezogene Stereotype erkennen und aufbre-

chen können. Da geschlechtsbezogene Stereotype in der Gesellschaft 

weit verbreitet sind, wird dies auch eine Reflexion der eigenen impli-

ziten stereotypen Annahmen, aber auch möglicher eigener Diskrimi-

nierungserfahrungen erfordern sowie ein grundlegendes Verständnis 

der Schädlichkeit von solchen stereotypen Annahmen und der daraus 

folgenden Diskriminierung. Grundkonzepte wie die Konstruktion von 

sozialem Geschlecht durch zugeschriebene Eigenschaften sollen ver-

mittelt werden, wobei ein Verständnis dafür erreicht werden soll, dass 

es weder typisch weibliche noch typisch männliche Eigenschaften gibt, 

sondern diese Zuschreibungen auf einem sozialen Konstrukt beru-

hen.205 Darauf folgend sollte eine Auseinandersetzung mit sexual stere-

otypes folgen, also mit den Geschlechter zugeschriebenen Vorurteilen 

bezüglich ihrer Sexualität. 206 Zusätzlich sollte auf die Verknüpfung 

von geschlechts- und sexualitätsbezogenen Stereotypen und weiterge-

henden intersektionalen Diskriminierungen hingewiesen werden. 

Auch in geschlechtsbezogenen und sexualitätsbezogene Stereotypisie-

rungen spielen andere Identitätsmerkmale hinein und können zu ei-

ner stärkeren Diskriminierung führen. In den oben behandelten Fällen 

 

sich im Bereich der Rechtsprechung zu den Mordmerkmalen, deren scheinbar objek-
tive Auslegungen faktisch Frauen* benachteiligen, vgl. dazu Sacksowsky, in: ZPR, 2001, 
412, 413. 
204 Duban/Radačić , Training Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S. 14. 
205 Ebd., S. 10. 
206 Cusack, Eliminating Judicial Stereotyping, 2014, S. 17f Duban/Radačić , Training 
Manual for Judges and Prosecuters, 2017, S.23.  
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zeigen sich überlagernde intersektionale Diskriminierungen wegen 

Behinderung, als der intelligenzgeminderten Opferzeugin nicht ge-

glaubt wird, wegen psychischer Krankheit, als der an Depression er-

krankten Betroffenen nicht geglaubt wird oder wegen der sexuellen 

Orientierung, als dem Discobesucher aufgrund seiner Homosexualität 

unterstellt wird, er habe sicherlich in den Geschlechtsverkehr einge-

willigt. Insbesondere die geschlechts- und sexualitätsbezogenen Vor-

urteile sollen sodann dekonstruiert werden. Denkbar wäre es, hierfür 

allgemein in der Gesellschaft verbreitete Fehlvorstellungen heranzu-

ziehen und über sie zu diskutieren. Hier sollte auch ein Hinweis auf 

die oben beschriebene (s.o. B. II.) Funktionsweise von schemabasierter 

und datengesteuerter Informationsverarbeitung sowie deren Zusam-

menhänge mit Vorurteilen stattfinden. Die Teilnehmenden sollten 

nach dieser Einheit ein Verständnis für die Funktionsweise von ge-

schlechtsbezogenen Stereotypen sowie deren Wirkweise auf die rich-

terliche Entscheidungsfindung erlangt haben. 

3. „Nein heißt Nein“-Lösung: Konsens und der entgegenstehende 
Wille 

Seit der Reform des Sexualstrafrechts ist der entgegenstehende Wille 

das zentrale Tatbestandsmerkmal des § 177 StGB. Das verlangt von den 

Rechtsanwender*innen ein grundlegendes Verständnis des zugrunde-

liegenden Konzepts des Konsenses bei sexuellen Handlungen. Hierzu 

ist ein Format über ein allgemeines Verständnis von Konsens nötig, 

das mit Fällen aus der Rechtsprechung diskutiert und untermauert 

werden kann, die die Problematik dahinter aufzeigen sollen.207 Hier 

könnten Fälle, die im Teil aus der Realität deutscher Strafprozesse 

stammen, herangezogen werden.208 Ergänzend können Fragen allge-

meinerer Natur unterstützend herangezogen werden, um die Freiwil-

ligkeit von Konsens zu untersuchen. Sie dienen dazu, mögliche 

 
207 Dabei sollte das Augenmerk nicht nur auf einer rechtswissenschaftlichen Annähe-
rung an das Thema liegen, da auch in der breiten Gesellschaft viele Missverständnisse 
über das Konsenskonzept bei sexuellen Handlungen existieren, vgl. beispielsweise 
Kapfer, an.sage: Nur Konsens ist Sex, https://anschlaege.at/an-sage-nur-konsens-ist-
sex/ (20.09.2020). 
208 Geeignet wären beispielsweise BGH, Beschluss vom 4.12.2018 - 1 StR 546/18 oder 
BGH, Beschluss vom 21.11.2018 - 1Str 290/18. 
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Zwangselemente und manipulatives Handeln zu identifizieren, die 

fehlende Möglichkeit, Konsens zu einer Handlung zu geben als solche 

zu erkennen und die fehlende Aushandlung von Konsens zu benen-

nen. Dabei soll nonverbales sowie verbales Verhalten als mögliches 

Einverständnis thematisiert werden. Beispielhaft seien einige Fragen 

genannt: Ob jemand denkt, Zögern sei eine Form von flirten; ob je-

mand, obwohl er*sie sich unsicher war, ob sein*ihr Gegenüber eine 

sexuelle Handlung gerade genießt, damit weitergemacht hat, weil es 

ihm*ihr Spaß gemacht hat, in der Hoffnung, es sei schon in Ordnung; 

ob jemand oft versucht, Personen zu sexuellen Handlungen zu über-

reden, obwohl sie davor Ablehnung geäußert haben; ob jemand jam-

mert oder droht, wenn ihm*ihr Sex verwehrt wird.209 Häufig ist das 

vermeintliche Einverständnis nicht losgelöst von den sozialen Um-

ständen zu verstehen, sondern muss vielmehr im Zusammenhang mit 

den sozialen Beziehungen der Beteiligten betrachtet werden. Eine Hie-

rarchie kann auf eine zwanghafte, nicht auf freien Willen beruhende 

Entscheidung hinweisen, wie in BGH, Beschluss vom 21.11.2018 - 1 StR 

290/18. Im Sinne der „Nein heißt Nein“-Lösung ist es unerlässlich, dass 

Rechtsanwender*innen das zugrundeliegende Konzept verstanden ha-

ben und ohne den Einfluss von Vergewaltigungsmythen und stereoty-

pen Annahmen das (nicht-)Vorliegen von Konsens beurteilen können. 

4. Vergewaltigungsmythen 

Weiterhin sollen die wichtigsten Vergewaltigungsmythen aufgezeigt 

werden. Es sollte darauf hingewiesen werden, dass einzelne Mythen 

meist eine täter- und opferzentrierte Dimension aufweisen, wobei 

diese meist die Funktion einer Täter-Opfer-Umkehr erfüllen. Zum 

tieferen Verständnis kann die Kategorisierung von Burt, wie sie in Teil 

C. II. erfolgt ist, herangezogen werden. Dabei sollten jeweils die op-

ferbe- und täterentlastenden Elemente herausgearbeitet werden. Zur 

Illustration sollten Fälle oder Urteile herangezogen werden, wobei die 

aus Teil C. II. sowie der Fall M.C. v. Bulgaria und Vertido v. Philippines 

als Orientierung dienen können. Die Mythen müssen gleichzeitig 

 
209  Konsens lernen, https://konsenslernen.noblogs.org/files/2017/02/Konsens-ler-
nen-Broschuere.pdf (14.08.2020), S. 6-8. 

https://konsenslernen.noblogs.org/files/2017/02/Konsens-lernen-Broschuere.pdf
https://konsenslernen.noblogs.org/files/2017/02/Konsens-lernen-Broschuere.pdf
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durch wissenschaftliche Erkenntnisse und Zahlen als Fehlvorstellun-

gen charakterisiert werden. Es wäre ratsam, einen Leitfaden zu den 

wichtigsten Mythen an die Teilnehmenden auszugeben. Besonders die 

nachstehenden Fehlvorstellungen sollten thematisiert werden: dass 

Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung ein „Lustverbrechen“ 

sind und die Motivation dahinter die sexuelle Befriedigung ist210; dass 

es ein typisches Opferverhalten als Antwort auf eine Vergewaltigung 

gibt211; dass die Aussagen eines*einer Betroffenen vor Gericht von be-

stimmten Emotionen begleitet werden müssen212; dass die Reaktion 

auf traumatische Ereignisse von Person zu Person variieren, ebenso 

wie das damit verbundene Erinnerungsvermögen an das Ereignis213; 

dass das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von Verletzungen 

kein Indikator für eine erfolgte Vergewaltigung ist214; dass die Täter 

von Vergewaltigungen häufig Bekannte und keine Fremden sind215. 

Insgesamt soll somit das immer noch vorherrschende Bild einer „ty-

pischen“ Vergewaltigung aufgebrochen werden. Richter*innen kön-

nen darauf hingewiesen werden, dass es hilfreich sein kann, Sachver-

ständige nicht nur zur Glaubhaftigkeitsbegutachtung von Zeug*innen-

aussagen heranzuziehen, sondern auch zur Aufklärung einzelner Ver-

gewaltigungsmythen durch wissenschaftliche Erkenntnisse. Sie kön-

nen dabei helfen die Fehlvorstellungen über die Effekte von sexuali-

sierter Gewalt auf die Betroffenen und typisches Opferverhalten zu 

dekonstruieren und somit die Falschheit der Vorurteile aufzeigen. 

Nach dieser Einheit sollten die Teilnehmenden befähigt sein, Verge-

waltigungsmythen als Vorurteile zu erkennen und sie einerseits nicht 

in die Beurteilung der Tat einfließen zu lassen und andererseits in der 

Verhandlung auf ihre Falschheit hinzuweisen. 

 
210 National Judicial Education Program, Judges tell, S. 3. 
211 Ebd., S. 6-8. 
212 Ebd., S. 9. 
213 Ebd., S. 9. 
214 Ebd., S. 5. 
215 Ebd., S. 3. 
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5. Weiterführende und nichtweiterführende Fragen zur Aufklä-
rung der Tat 

Als Handlungsoption für den juristischen Alltag und zur Verhinderung 

einer sekundären Viktimisierung sollen in der Fortbildung Fragen, die 

im Rahmen einer Vernehmung gestellt werden könnten, daraufhin 

untersucht werden, ob sie zur Aufklärung der Tat beitragen oder auf 

Vergewaltigungsmythen beruhen und damit eine Aufklärung verhin-

dern. Eine Möglichkeit wäre es hierbei, den Teilnehmenden einen 

Fragenkatalog vorzulegen, den sie auf die Qualität der einzelnen Fra-

gen untersuchen sollen. Auch in diesem Modul wäre am Schluss die 

Aushändigung eines Handouts mit zielführenden Fragen zur Umset-

zung im Berufsalltag nützlich. Die Fortbildungsmaterialien des spani-

schen Consejo General del Poder Judicial weisen darauf hin, dass die Be-

troffenen nicht auf eine „Reise durch die Institutionen“216 geschickt 

werden sollten und der erlebte Missbrauch nicht durch eine schlechte 

Behandlung durch die Justizorgane während einer Verhandlung ver-

stärkt werden sollte. 217 In den Materialien werden relevante Fragen 

herauskristallisiert: solche über die Beziehung der Involvierten, ob sie 

verheiratet, in einer Partnerschaft, getrennt, sich bekannt oder unbe-

kannt sind; dabei kann die Frage der Qualität der Beziehung wichtig 

sein (Hat Eifersucht eine Rolle gespielt? Wollte eine Person sich von 

der anderen trennen oder sich scheiden lassen? Wurde diese Entschei-

dung von der anderen Person akzeptiert? War die Beziehung harmo-

nisch? Oder gewaltvoll? Gab es psychische oder physische Gewalt? Wie 

lange dauerte die Beziehung?).218 Derartige Fragen können herangezo-

gen werden, um nicht nur die Motivation des*der Opferzeug*in für 

eine Falschanzeige zu untersuchen, sondern auch die mögliche Moti-

vation des Täters, die beispielsweise Eifersucht, Unzufriedenheit oder 

der Wunsch der anderen Person, sich zu trennen, sein kann.219 Natur-

gemäß ist es ebenso grundlegend, die Beteiligten über den Tathergang 

 
216 Freie Übersetzung der Autorin; Consejo General del Poder Judicial, Guías de buenas 
prácticas para la toma de declaración de víctimas de violencia de género, Madrid 2018, 
S. 8 
217 Ebd., S. 8-9. 
218 Ebd., S. 11-14. 
219 Ebd., S. 13. 
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zu befragen.220 Dabei sollte keine feindliche oder diskriminierende At-

mosphäre geschaffen werden. So sollten in einzelnen Fragen sugge-

rierte Schuldzuschreibungen verhindert werden, die beispielsweise 

davon ausgehen, dass, wer sich freizügig kleidet oder Alkohol trinkt, 

selbst Mitschuld an der Tat trägt. Der*die Opferzeug*in kann weiter-

hin zur Motivation für die Anzeige befragt werden, was auch die Nach-

frage beinhalten kann, warum die Straftat nicht früher angezeigt 

wurde und wie die damalige Beziehung zwischen den Beteiligten zu 

dieser Entscheidung beigetragen hat.221 Essentiell ist es vor allem, sol-

che Fragen zu vermeiden, die den*die Opferzeug*in in einer nicht zu-

lässigen Weise über sein*ihr Privatleben ausfragen, das in keinem er-

kennbaren Zusammenhang zur Tat steht. 222  Diese Fragen können 

dann gem. §§ 68a, 241 StPO zurückgewiesen werden. Fragen an den 

Angeklagten könnten dahingehend gestellt werden, warum er davon 

ausging, der Geschlechtsverkehr entspräche dem Willen der anderen 

Person und ob er dies an konkreten verbalen oder nonverbalen Ver-

halten festmachen könne. Dieses Modul soll darauf abzielen, Rich-

ter*innen in ihrer Kompetenz zu stärken, sinnvolle und weiterbrin-

gende Fragen von solchen zu unterscheiden, die auf falschen Vorstel-

lungen und Vergewaltigungsmythen beruhen und diese sodann abzu-

wenden.  

6. Relevante nationale und internationale Vorgaben 

Der Fokus dieses Teils soll insbesondere auf weniger bekannten Rege-

lungen liegen, trotzdem können anfangs bekannte Regelungen mit 

grundlegender Bedeutung angesprochen werden, wie das Gleichheits-

gebot aus Art. 3 GG oder das Recht auf ein faires Verfahren aus Art. 6 

EMRK. Kurz sollen auch einfachrechtliche nationale Normen in den 

Blick genommen werden, wobei materiellrechtlich an §§ 177ff. StGB zu 

denken ist, prozessrechtlich insbesondere an § 68a StPO, dessen Nicht-

anwendung bereits kritisiert wurde. Überwiegend sollen in diesem 

 
220 Ebd., S. 15. 
221 Ebd., S. 16. 
222 Ebd., S. 31. 
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Modul allerdings die weniger bekannten223, dafür für Sexualstrafver-

fahren umso relevanteren internationalen Vorgaben von CEDAW und 

der Istanbul-Konvention, die in Deutschland verbindlich geltendes 

Recht sind, sowie ausgewählte Rechtsprechung besprochen werden. 

Insoweit sei auf die Ausführungen unter B. III hingewiesen. Folglich 

sollte die Pflicht der Staaten aus CEDAW, wie auch aus der Istanbul-

Konvention, Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu verhin-

dern, angesprochen werden. Ein Fokus sollte auf den Regelungen und 

Ausführungen zum Einfluss sowie der Verhinderung von Geschlechts-

stereotypen in staatlichen Institutionen liegen, somit auf den Allge-

meinen Empfehlungen Nr. 19, 25 und 33 sowie Abschnitt 192 des Er-

läuternden Berichts zur Istanbul-Konvention. Bezüglich der Recht-

sprechung können die oben besprochenen Fälle Vertido vs. Philippi-

nes und M.C. vs. Bulgaria dargestellt werden. Insbesondere M.C. vs. 

Bulgaria entfaltet als EGMR-Urteil Orientierungswirkung224 und muss 

von deutschen Rechtspraktiker*innen berücksichtigt werden. Dieses 

Modul sollte den Teilnehmenden eine grundlegende Kenntnis der 

wichtigsten Normen, insbesondere der internationalen Vorgaben, zur 

Handhabung von Sexualdelikten vor Gericht geben. 

  

 
223 Stellung des DJB vom 22.11.2018, Opferrechte in Strafverfahren wegen geschlechts-
bezogener Gewalt, S. 13. 
224 Saurer, Staatsrecht III, 2018,  § 7, Rn. 11a; BVerfG, Beschluss vom 14. 10. 2004 - 2 
BvR 1481/04, NJW 2004, 3407, 3410.  
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E. Fazit 
Nach wie vor besteht ein fehlgeleitetes Bild über Vergewaltigungen, 

Betroffene und Täter in der Gesellschaft fort. Nicht nur wird eine Ver-

gewaltigung häufig nicht als Ausübung von Macht und Gewalt erkannt, 

sondern als eine ausschließlich sexuell motivierte Tat verstanden, auch 

besteht Unkenntnis über die meist gravierenden Folgen für die Be-

troffenen 225  sowie über das Ausmaß und die Häufigkeit des Prob-

lems.226 Außerdem wird häufig verkannt, dass das definierende Merk-

mal einer Vergewaltigung nicht der Zwang oder die Gewaltanwendung 

ist, sondern die Verübung der Tat gegen den Willen der Betroffenen. 

Dies hat die Gesetzgebung erkannt und in der Gesetzesänderung des 

Sexualstrafrechts aus dem Jahr 2016 umgesetzt. Vergewaltigungsmy-

then, die im engen Zusammenhang mit Genderstereotypen stehen 

und zum Teil auf diesen beruhen, schieben den Betroffenen eine (Mit-

)Schuld für das Tatgeschehen zu oder entschuldigen die Täter. Verge-

waltigungsmythen sind dabei meist vielschichtig und komplex und 

können auf verschiedene diskriminierende Elemente aufbauen. Zu-

dem ist es wichtig, bei der Betrachtung der Inhalte von Vergewalti-

gungsmythen und -stereotypen die intersektionale Dimension mitzu-

denken. Betroffene von Vergewaltigung sind mitnichten ausschließ-

lich weiße, junge Frauen. Solche Mythen und Stereotype beeinflussen 

die Sexualstrafverfahren und Verurteilungsquoten sowie die Anzeige-

bereitschaft von Betroffenen, die im Vergleich zu anderen Straftaten 

 
225 BFF, https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/folgen-244.html, (17.5.2020). 
226 Jede siebte Frau in Deutschland ist ab ihrem 16. Lebensjahr von einer strafrechtlich 
relevanten Form der sexualisierten Gewalt betroffen. BMFSFJ, Lebenssituation, Si-
cherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland, 2005, S. 7. 



58 

 

sehr gering ist.227 Aus den internationalen Rechtsvorschriften, insbe-

sondere der UN-Frauenrechtskonvention CEDAW228 und den beglei-

tenden Allgemeinen Empfehlungen Nr. 19,229 25230 und 33231 geht her-

vor, dass die Vertragsstaaten zu einer Beseitigung solcher Stereotype 

verpflichtet sind. Dies ergibt sich auch aus der hier exemplarisch dar-

gestellten Rechtsprechung zum Thema, wie dem Fall Tayag Vertido 

vs. Philippines vor dem CEDAW-Ausschuss oder dem Fall M.C. vs. 

Bulgaria vor dem EGMR. Auch die Istanbul-Konvention fordert aus-

drücklich, dass das gesetzlich entscheidende Merkmal einer Vergewal-

tigung in der Nicht-Zustimmung der Betroffenen liegen muss sowie, 

dass Urteile sich nicht auf stereotype Annahmen über Vergewaltigun-

gen oder das Verhalten der Betroffenen stützen dürfen.232 Wie gezeigt 

werden konnte, besteht der Einfluss von Vergewaltigungsmythen in 

deutschen Sexualstrafverfahren dennoch weiter fort. Bei der Aushand-

lung des Tatbestandmerkmals des entgegenstehenden Willens wird 

regelmäßig auf Überzeugungen aus Vergewaltigungsmythen zurück-

gegriffen. Anhand der Analyse ausgewählter Beispiele aus der deut-

schen Rechtspraxis und Rechtsprechung zeigt sich, dass eine Ände-

rung des materiellen Rechts nicht alleiniges Mittel ist, um den Zugang 

zum Recht für Betroffene von sexualisierter Gewalt zu sichern. Viel-

mehr muss unter den Rechtspraktiker*innen ein Verständnis für die 

hinter Sexualverbrechen und -vergehen liegende Dimension etabliert 

werden, damit das geänderte materielle Recht diskriminierungsfrei 

angewendet werden kann. 

Zusammenfassend lässt sich an dieser Stelle sagen, dass Vergewalti-

gungsmythen ein Hindernis zum Zugang zum Recht für Frauen* und 

Betroffene darstellen. Daraus folgt, untermauert durch die verbindli-

chen Vorgaben aus der UN-Frauenrechtskonvention und der Istanbul-

Konvention, dass der Einfluss von Genderstereotypen und falschen 

 
227  LKA Mecklenburg-Vorpommern, Erste Untersuchungen zum Dunkelfeld der Krimi-
nalität in Mecklenburg-Vorpommern, 2017, S.79; LKA Nordrhein-Westfalen, Das An-
zeigeverhalten von Kriminalitätsopfern, 2006, S. 6. 
228 CEDAW Artikel 5, Absatz A. 
229 CEDAW General Recommendation No. 19, 24 b. 
230 CEDAW General Recommendation No. 25, 7. 
231 CEDAW General Recommendation No. 33, 3, 13 und 14 (d). 
232 Council of Europe, Istanbul-Konvention Erläuternder Bericht Nr. 192, 2011, S. 80. 
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Vorstellungen über Vergewaltigung zu beseitigen ist und eine faire und 

unabhängige Justiz garantiert werden muss. Fortbildungen, die über 

Vergewaltigungsmythen und Genderstereotype aufklären, können 

diesem Ziel gerecht werden und werden von diesen Verträgen gefor-

dert.233 Sie sollten dabei so konzipiert sein, dass sie nicht nur konzep-

tionelles Wissen über Vergewaltigungsmythen und Genderstereotype 

sowie intersektionale Diskriminierung vermitteln, sondern auch kon-

kret aufzeigen, wie diese sich im Sexualstrafverfahren auswirken kön-

nen und an welchen Stellen sie insbesondere Einfluss nehmen. Rich-

ter*innen sollen also für verschiedene Diskriminierungsformen und 

den Einfluss von Vergewaltigungsmythen und -stereotypen sensibili-

siert werden. Dabei sollte der Fokus darauf liegen, zu zeigen, welche 

konkreten Rechtsvorschriften für Sexualstrafverfahren besonders re-

levant sind, um den Einfluss von Vergewaltigungsmythen und -stere-

otypen zu verhindern, welche Rechtsvorschriften besonders geeignet 

sind, um den Schutz der Betroffenen zu garantieren, aber auch welche 

Rechtspraktiken besonders anfällig für Fehler aufgrund von stereoty-

pen Annahmen sind. Außerdem sollte vielfältiges Faktenwissen über 

das Phänomen der Vergewaltigung vermittelt werden, welches einer-

seits den Blick für das Ausmaß des Problems schärft und andererseits 

die Inhalte von Vergewaltigungsmythen entkräftet. Auch die Kenntnis 

der internationalen und völkerrechtlichen Regelungen zu Vergewalti-

gung und Genderstereotypen sollte vermittelt werden. Hier könnten 

ebenfalls besonders einschlägige Fälle zur Illustration untersucht wer-

den. 

  

 
233 CEDAW General Recommendation No. 19, 24 b. 
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